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I. Vorbemerkungen 

1. Vorgeschichte des Berichtes 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung in 
einer Entschließung vom 12. Februar 1965 ersucht, 
alljährlich zum 1. Januar, erstmalig zum 1. Juli 1966, 
über die in den einzelnen Ländern gemachten Er- 
fahrungen mit dem Wohngeldgesetz zu berichten. 

Anlaß für diese Entschließung war die Verabschie- 
dung des Wohngeldgesetzes in der heute geltenden 
Fassung vom 1. April 1965 (BGBl. I S. 177). 

Der erste Wohngeldbericht wurde dem Bundestag 
demgemäß zum 1. Juli 1966 vorgelegt (Drucksache 
V/ 796) . Er wurde anschließend im Ausschuß für 
Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau und 
Wohnungswesen (9. Ausschuß) beraten. Das Ergeb- 
nis dieser Beratungen hat der Ausschuß in seinem 
Schriftlichen Bericht vom 27. April 1967 (Drucksache 
V/ 1 687) niedergelegt. 

Das Plenum des Bundestages hat den Ersten Wohn- 
geldbericht in der Sitzung vom 11. Mai 1967 zur 
Kenntnis genommen und zugleich gemäß dem An- 
trag des Ausschusses die Bundesregierung ab- 
weichend von der Entschließung vom 12. Februar 

1965 ersucht, den nächsten Wohngeldbericht erst 
zum 1. Juli 1967 und die folgenden Wohngeld- 
berichte jeweils zwei Jahre später vorzulegen. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau hat den Präsidenten des Deutschen 
Bundestages um Verständnis dafür gebeten, daß der 
Zweite Wohngeldbericht nicht fristgemäß vorgelegt 
werden konnte. Die Ergebnisse der Wohngeld- 
statistik für das zweite Halbjahr 1966 sind erst 
Mitte Juni eingegangen. Auswertung und Ein- 
arbeitung in den Bericht haben einige Zeit er- 
fordert. Es wäre nicht sehr sinnvoll gewesen, in dem 
Bericht lediglich die Statistik für das erste Halbjahr 

1966 zu berücksichtigen. Außerdem haben die Ka- 
binettsbeschlüsse zur mittelfristigen Finanzplanung 
und die parlamentarischen Beratungen zum Finanz- 
änderung sgesetz 1967 Ergänzungen des Berichtes 
notwendig gemacht. 

2. Zweck des Berichtes, Fragestellung 

Der Erste Wohngelbericht beschäftigte sich vor- 
rangig mit Fragen des Verfahrens und der Ver- 
waltung. Diesmal wird das Schwergewicht auf die 
Frage gelegt, ob das Ziel des Wohngeldgesetzes er- 
reicht worden ist und ob das Wohngeldgesetz im 
System unserer sozialen Sicherung die ihm zu- 
gedachte Funktion erfüllt. Dabei sollen in erster 
Linie die praktischen Erfahrungen aus der An- 
wendung des Wohngeldgesetzes in den Ländern 
dargestellt werden. Das verlangt die Entschließung 
des Bundestages, auf die der Wohngeldbericht zu- 
rückgeht. 

Die Bundesregierung hat bewußt davon Abstand 
genommen, aus den dargestellten Erfahrungen 


Schlußfolgerungen zu ziehen oder zu Zweifels- 
fragen, kritischen Stellungnahmen und Änderungs- 
vorschlägen abschließend Stellung zu nehmen. Ins- 
besondere soll in diesem Bericht nicht die Frage be- 
antwortet werden, inwieweit die bei der Anwendung 
des Wohngeldgesetzes gewonnenen Erfahrungen 
eine Novellierung des Gesetzes erforderlich machen. 
Hierzu werden lediglich einige grundsätzliche Aus- 
führungen gemacht (Abschnitt III). 


II. Allgemeiner Überblick über die ausgewerte- 
ten Unterlagen 

Obwohl das Wohngeldgesetz erst seit dem 1. April 
1965 in Kraft ist, steht bereits eine Fülle von 
Material zur Verfügung, in dem die Erfahrungen 
mit dem Gesetz ihren Niederschlag gefunden haben. 
Die folgenden Ausführungen hierzu sollen nicht nur 
deutlich machen, welche Unterlagen für diesen Be- 
richt ausgewertet worden sind. Sie sollen auch einen 
allgemeinen Überblick über die Erkenntnisquellen 
geben, die bei den weiteren Überlegungen zum 
Wohngeldgesetz in den parlamentarischen Körper- 
schaften, in Regierung und Verwaltung, im Bereich 
der fachlich interessierten Verbände und in der 
breiten Öffentlichkeit zu berücksichtigen sind. 

1. Erfahrungsberichte der Länder 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städte- 
bau hat zur Vorbereitung auch dieses Berichtes die 
für das Wohngeld zuständigen Minister und Sena- 
toren der Länder um Erfahrungsberichte gebeten. 
Diese Erfahrungsberichte beruhen wiederum auf 
Berichten der für die Bewilligung des Wohngeldes 
zuständigen Behörden und der Fachaufsichtsbehör- 
den, teilweise darüber hinaus auf Stellungnahmen 
der Landesrechnungshöfe. 

Alle Länder berichten, daß sich die in ihren Stellung- 
nahmen für den Ersten Wohngeldbericht mitgeteil- 
ten Erfahrungen bestätigt haben. Sie halten deshalb 
ihre damals gemachten Vorschläge aufrecht. Ihre 
jetzigen Erfahrungsberichte enthalten somit keine 
Korrekturen, sondern lediglich Ergänzungen, unter- 
streichen einige Erfahrungen — das gilt insbeson- 
dere für die Schwierigkeiten bei der Anwendung 
des Wohngeldgesetzes — und berichten über die 
Fortentwicklung. 

Vor allem bei den materiell-rechtlichen Bestimmun- 
gen des Wohngeldgesetzes nehmen die Länder weit- 
gehend auf ihre bereits im Ersten Wohngeldbericht 
verarbeiteten, umfangreichen Stellungnahmen Be- 
zug. Die ergänzenden Ausführungen behandeln 
überwiegend die Auswirkungen des Wohngeld- 
gesetzes im Berichtszeitraum und insbesondere 
Probleme des Verfahrens und der Verwaltung. 
Hierauf geht dieser Bericht in den Abschnitten VI 
und VII ein. 
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2. Wohngeldstatistik 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitt II Nr. 2 und 
VI Nr. 38) 

Neben den Erfahrungsberichten der Länder sind die 
Ergebnisse der auf § 45 WohngeldG beruhenden, 
halbjährlich durchzuführenden Wohngeldstatistik 
die wichtigste Quelle für diesen Bericht und für die 
Beurteilung der Auswirkungen des Wohngeld- 
gesetzes überhaupt. 

Grundlage für die Statistik sind die Bearbeitungs- 
bögen, die bei den Bewilligungsstellen für jeden 
Wohngeldantrag ausgefüllt werden. Die auf diese 
Weise ermittelten Daten werden nach dem sog. 
Bundes-Tabellenprogramm ausgewertet. Das Sta- 
tistische Bundesamt veröffentlicht die Ergebnisse 
für das Bundesgebiet jeweils in der Fachserie E: 
Bauwirtschaft, Bautätigkeit, Wohnungen, Reihe 7/ 
Wohngeld. 

Für das Jahr 1965 wurden die Ergebnisse der Wohn- 
geldstatistik nur zum 31. Dezember 1965 aufbereitet. 
Sie sind im Januar 1967 erschienen und umfassen 
neben dem seit dem Inlcraftreten des Wohngeld- 
gesetzes am 1. April 1965 gewährten Wohngeld 
auch die im ersten Vierteljahr noch gewährten Miet- 
und Lastenbeihilfen nach dem Wohnbeihilfengesetz 
vom 29. Juli 1963. 

Das erschwert einen Vergleich der Statistik von 

1965 und 1966. 

Die Ergebnisse der Statistik für das erste Halbjahr 

1966 sind im Mai 1967, die Ergebnisse für das zweite 
Halbjahr 1966 im September 1967 veröffentlicht 
worden (vgl. auch den Aufsatz „Wohngeld 1966" in: 
Wirtschaft und Statistik, Heft 7/1967). 

Als Anlagen 2 bis 7 sind diesem Bericht zusammen- 
fassende Übersichten über die Ergebnisse der Wohn- 
geldstatistik des Bundes beigefügt. 

Die Statistischen Landesämter werten die Wohn- 
geldberechnungsunterlagen zusätzlich zur Wohn- 
geldstatistik des Bundes nach einem einheitlichen, 
sog. koordinierten Länder-Tabellenprogramm in 
eigener Zuständigkeit aus und veröffentlichen die 
Ergebnisse. Der Bundesminister für Wohnungs- 
wesen und Städtebau hat diese Länderergebnisse 
zusammengefaßt und im Amtlichen Teil des Bundes- 
baublatts bekanntgemacht (für 1965 in Heft 8/1967 
S. 405; für 1966 in Heft 10/1967 S. 500). 

Sie ergänzen die Statistik des Bundes. Vor allem 
wird nachgewiesen, bei wie vielen Wohngeld- 
entscheidungen bestimmte Einzel Vorschriften des 
Wohngeldgesetzes angewendet worden sind. So 
kann man aus dieser Statistik ablesen, bei wie 
vielen bewilligten Anträgen sich die Höhe des 
Wohngeldes gemindert hat, weil die Wohnung des 
Antragstellers größer ist als es die Bestimmung des 
§ 13 Abs. 3 WohngeldG über die Wohnflächen- 
grenze vorsieht. Außerdem zeigt diese Statistik, wie 
viel Prozent des Familieneinkommens nach der Ge- 
währung von Wohngeld noch für die Miete oder 
Belastung vom Wohngeldempfänger selbst, aufzu- 
wenden sind. 


3. Rechtsprechung 

Wie bei jedem Gesetz bietet auch beim Wohngeld- 
gesetz die Rechtsprechung wertvolle Hinweise dar- 
auf, welche Bestimmungen problematisch sind, Aus- 
legungsschwierigkeiten bereiten oder zu unbefriedi- 
genden Ergebnissen führen. Durch Klärung von 
Zweifelsfragen kann die Rechtsprechung dazu bei- 
tragen, die Anwendung des Gesetzes zu erleichtern 
und ein im Interesse der Gerechtigkeit wünschens- 
werte einheitliche Auslegung durch die Verwaltung 
fördern. 

Es gibt bereits eine Reihe von Urteilen zum Wohn- 
geldgesetz. Ein Teil davon ist veröffentlicht. Es 
handelt sich zumeist um erstinstanzliche Urteile, da 
durch § 41 WohngeldG die Berufung beschränkt ist. 
Während an sich im verwaltungsgerichtlichen Ver- 
fahren gegen erstinstanzliche Urteile generell Be- 
rufung zulässig ist (§ 131 Verwaltungsgerichtsord- 
nung) kann in Verfahren nach dem Wohngeldgesetz 
die Berufung nur eingelegt werden, wenn sie im 
erstinstanzlichen Urteil ausdrücklich zugelassen ist. 
Die Berufung ist zuzulassen, wenn der Rechtsstreit 
grundsätzliche Bedeutung hat oder wenn das Urteil 
von einer Entscheidung des Bundesverwaltungs- 
gerichtes oder eines Oberverwaltungsgerichtes ab- 
weicht. Diese Beschränkung der Berufung gilt je- 
doch, wie sich aus § 131 Abs. 1 Satz 3 der Verwal- 
tungsgerichtsordnung ergibt, nur noch bis zum 
1. November 1968. 

Trotz der eingeschränkten Berufungsmöglichkeit 
gibt es einige Urteile von Oberverwaltungsgerichten 
und des Bundesverwaltungsgerichtes. 

Die ergangenen Urteile haben überwiegend die 
Klärung von Einzelfragen zum Gegenstand, ins- 
besondere Fragen der Einkommensermittlung. 

4. Parlamentsmaterialien 

Erwähnenswert ist hier insbesondere der Bericht der 
Sozialenquete-Kommission „Soziale Sicherung in 
der Bundesrepublik Deutschland (Sozialenquete)" — 
Sonderdruck zu Drucksache V/961 mit Anlagenband. 
Darin wird auch das Wohngeld behandelt (S. 78 und 
229 ff. des Berichtes und S. 159 ff. des Anlagen- 
bandes). 

Weiter sind zu nennen: 

Anfragen in der Fragestunde des Bundestages; 

Petitionen an den Bundestag, die dem Bundes- 
minister für Wohnungswesen und Städtebau zur 
Stellungnahme übergeben oder als Material über- 
wiesen worden sind; 

Material aus den Landtagen. 

In verschiedenen Landtagen sind Probleme behan- 
delt worden, die sich bei der Anwendung des 
Wohngeldgesetzes ergeben haben. Insbesondere 
Fragen der Verwaltungskosten, der Verwen- 
dung elektronischer Datenverarbeitungsanlagen, der 
Zentralisierung von Bewilligungsstellen. Es sind 
aber auch die materiell-rechtlichen Auswirkungen 
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des Gesetzes und die Möglichkeiten, durch Ver- 
einfachung des Gesetzes das Verfahren zu rationali- 
sieren, erörtert worden. 

5. Arbeitsergebnisse der Fachkommission „Wohn- 
geld" der Arbeitsgemeinschaft der für das Bau-, 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen 
obersten Landesbehörden (ARGEBAU) 

Die für das Wohngeld zuständigen Referenten aus 
den Landesministerien treffen sich mehrmals im 
Jahr in der Fachkommssion „Wohngeld" der 
ARGEBAU. Dabei sind auch Vertreter des Bundes- 
ministeriums für Wohnungswesen und Städtebau 
beteiligt. 

In der Kommission werden ständig die in den ein- 
zelnen Ländern gemachten Ei fahr ungen ausge- 
tauscht und Zweifelsfragen und Auslegungsproble- 
me erörtert. Die Kommission beteiligt sich auch 
regelmäßig an der Vorbereitung der mit dem Wohn- 
geldgesetz in Zusammenhang stehenden Maß- 
nahmen des Bundesministers für Wohnungswesen 
und Städtebau, zuletzt insbesondere an der Vor- 
bereitung der Rechtsverordnung auf Grund des 
§ 42 Abs. 1 Nr. 4 (siehe Abschnitt VI Nr. 3 a). 

6. Stellungnahmen von Verbänden 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städte- 
bau hat auch bei Vorbereitung dieses Zweiten 
Wohngeldberichtes den Spitzenverbänden der 
Wohnungswirtschaft und den kommunalen Spitzen- 
verbänden Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
Da die meisten Verbände bereits für den Ersten 
Wohngeldbericht ausführlich ihre Erfahrungen und 
Vorschläge mitgeteilt haben, liegen diesmal nur 
Äußerungen der Bundesvereinigung der Kommu- 
nalen Spitzenverbände und des Gesamtverbandes 
Gemeinnütziger Wohnungsunternehmen vor, die 
sich auf einige Einzelfragen beschränken. 

7. Fachliteratur 

Die praktischen Erfahrungen und Probleme, die sich 
aus dem Wohngeldgesetz ergeben, haben ihren 
Niederschlag auch seit Erstattung des Ersten Wohn- 
geldberichtes wiederum in zahlreichen Aufsätzen 
in Fachzeitschriften gefunden. 

Neben der bereits genannten Sozialenquete sind ins- 
besondere noch eine Reihe von Publikationen erschie- 
nen, in denen grundsätzliche Probleme der Funk- 
tion des Wohngeldes behandelt werden, und zwar 
vor allem unter dem Gesichtspunkt, ob es möglich 
und wünschenswert ist, das Wohngeld als primäres 
Instrument der Wohnungsbauförderung, also als Er- 
satz für öffentliche Baudarlehen auszugestalten 
(Abschnitt IV Nr. 9). 

8. Eingaben von Bürgern 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitt III Nr. 2) 

Auch Einzeleingaben, die von Bürgern an den 
Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau 


gerichtet werden, geben Aufschlüsse darüber, wie 
sich das Wohngeldgesetz in der Praxis auswirkt. 

Ihre Zahl ist allerdings zurückgegangen, was sicher- 
lich darauf zurückzuführen ist, daß Unklarheiten und 
Schwierigkeiten der ersten Zeit nach Inkrafttreten 
des Gesetzes überwunden sind. Beispielsweise sind 
in den Monaten Juni 1966 bis einschließlich Novem- 
ber 1967 rd. 5400 Eingaben eingegangen, d. h. durch- 
schnittlich rd. 300 Eingaben monatlich. Vom April 
1965 bis Mai 1966 betrug der Monatsdurchschnitt 
rd. 1580 Eingaben, also mehr als das Fünffache. 

Die meisten Bürger, die an den Bundesminister für 
Wohnungswesen und Städtebau schreiben, bitten 
um Informationsmaterial über das Wohngeld oder 
um Auskunft im Einzelfall. Andere beanstanden die 
Art und Weise der Bearbeitung ihrer Anträge oder 
den ihnen erteilten Bescheid. Viele Eingaben ent- 
halten Vorschläge zur Änderung oder besseren An- 
wendung des Gesetzes. Oft wird zum Ausdruck ge- 
bracht, welche Bedeutung das Wohngeld zur Ver- 
meidung sozialer Härten hat. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städte- 
bau begrüßt es, auf diese Weise unmittelbar die 
Meinung der Bürger kennenzulernen, für die das 
Gesetz geschaffen worden ist. 


III. Zur Frage der Novellierung des Wohngeld- 
gesetzes 

1. Finanzplanungsgesetz 1966 

und Finanzänderungsgesetz 1967 

Das Wohngeldgesetz in der am 12. Februar 1965 
vom Bundestag verabschiedeten, seit 1. April 1965 
in Kraft befindlichen Fassung, ist bis heute nicht ge- 
ändert worden. 

Der noch von der vorigen Bundesregierung ein- 
gebrachte Entwurf eines Finanzplanungsgesetzes 
(Drucksache V/1203) sah in Artikel 20 eine An- 
hebung der Sätze für die tragbare Miete oder Be- 
lastung (§ 10 Abs. 1 WohngeldG) generell um einen 
Punkt vor, d. h. eine Erhöhung der Mindestbeträge, 
die jeder selbst von seinem Einkommen für seine 
Wohnung aufwenden muß. Der Bundestag hat dies 
in der Sitzung vom 8. Dezember 1966 abgelehnt. 

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Verwirk- 
lichung der mittelfristigen Finanzplanung, II. Teil — 
Finanzänderungsgesetz 1967 (Drucksache V/2149) 
sah in Artikel 18 eine Reihe von Änderungen des 
Wohngeldgesetzes vor. 

Der Bundestag hat bei Verabschiedung des Gesetzes 
am 8. Dezember 1967 beschlossen, diesen Artikel 
des Gesetzentwurfs zu streichen. 

2. Stellungnahmen der Länder zur Frage 
der Novellierung des Wohngeldgesetzes 

Obwohl der Gesetzgeber mit dem Wohngeldgesetz 
gegenüber den vorher geltenden gesetzlichen Be- 
stimmungen, insbesondere dem Wohnbeihilfen- 
gesetz vom 29. Juli 1963, eine Vereinfachung des 
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Verfahrens und eine Verringerung des Verwaltungs- 
aufwandes erreichen wollte, ist immer wieder, vor 
allem seitens der Länderbehörden und der Kommu- 
nen, beklagt worden, daß dies nicht in dem ge- 
wünschten und erforderlichen Umfange gelungen ist. 
In ihren Erfahrungsberichten für diesen Zweiten 
Wohngeldbericht wiederholen alle Länder ihre dies- 
bezüglichen Ausführungen, die sie für den Ersten 
Wohngeldbericht gemacht haben. Sie führen im 
wesentlichen aus: Das Gesetz und das darauf be- 
ruhende Bewilligimgsverfahren sind zu kompliziert. 
Die Vorschriften sind schwer vollziehbar und er- 
fordern allzu langwierige Erhebungen, namentlich 
bei der Feststellung der Einkommens- und Wohn- 
verhältnisse der Antragsteller. Obwohl viele 
Zweifelsfragen inzwischen durch erläuternde Erlasse 
geklärt sind, gibt es nach wie vor Auslegungs- 
schwierigkeiten. Das alles führt dazu, daß die Prü- 
fung der Anträge schwierig und zeitraubend ist, an 
die Bewilligungsstellen zu hohe Anforderungen 
stellt und der Verwaltungsaufwand immer noch zu 
hoch ist. 

In Baden-Wüttemberg ist die Vereinfachung des 
Wohngeldgesetzes Gegenstand der Beratungen des 
Landtages gewesen. In seiner Sitzung vom 14. Fe- 
bruar 1967 hat der Landtag die Landesregierung er- 
sucht, bei der Bundesregierung darauf einzuwirken, 
daß das Wohngeldgesetz vereinfacht wird. 

Die Länder bestätigen damit erneut die Auffassung, 
die auch der Bundestagsausschuß für Kommunal- 
politik, Raumordnung, Städtebau und Wohnungs- 
wesen in seiner Stellungnahme zum Ersten Wohn- 
geldbericht geäußert hat, daß auf längere Sicht eine 
Novellierung des Wohngeldgesetzes notwendig sei. 

Allerdings wird auch betont, daß eine Novellierung 
erst sinnvoll sei, wenn ausreichende Erfahrungen 
vorliegen und alle in Betracht kommenden Gesichts- 
punkte sorgfältig geprüft worden sind. 

3. Langfristige Vorbereitung einer Novellierung 
des Wohngeldgesetzes 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städte- 
bau hat in der wohnungspolitischen Debatte im 
Bundestag am 4. Oktober 1967 angekündigt, daß er 
in seinem Hause eine Arbeitsgruppe bilden werde, 
welche die Vorarbeiten zur notwendigen Verein- 
fachung der Gesetzgebung auf dem Gebiet des 
Wohnungswesens in Angriff nehmen soll. Der 
Minister hat dabei ausgeführt: „In diesem Zusam- 
menhang wird auch eine gründliche Überarbeitung 
des Wohngeldgesetzes notwendig, das durch seine 
vielen Einzelvorschriften eine umfangreiche und 
kostspielige Verwaltungsarbeit hervorgerufen hat. 
Hier zu einer wesentlichen Vereinfachung zu kom- 
men, ist auch eine Forderung der Gemeinden und 
der Länder". 

Die Arbeitsgruppe wird auch die Änderungsvor- 
schläge in ihre Überlegungen einbeziehen, die der 
Erste Wohngeldbericht, der dazu erstattete Bericht 
des Bundestagsausschusses für Kommunalpolitik, 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen und 
dieser Zweite Wohngeldbericht enthalten. 


IV. Ziel und Funktion des Wohngeldgesetzes 

Das Ziel des Wohngeldgesetzes ergibt sich aus dem 
Gesetz selbst, aus der Vorgeschichte und Ent- 
stehungsgeschichte dos Gesetzes, aus einem Ver- 
gleich mit den vorhergehenden Regelungen und ins- 
besondere aus den wirtschaftlichen und sozialen 
Faktoren, die den Gesetzgeber veranlaßten, im 
Bereich des Wohnungswesens eine soziale Leistung 
besonderer Art zu schaffen. 

In den folgenden Ausführungen über das Ziel des 
Wohngeldgesetzes soll zugleich gezeigt werden, in 
welcher Weise und in welchem Umfange die Aus- 
wirkungen des Gesetzes seiner Zielsetzung ent- 
sprechen. Dabei werden einige Ergebnisse aus den 
Ausführungen über die sozialen und finanziellen 
Auswirkungen des Gesetzes (Abschnitt V) vorweg- 
genommen. 

1. Vermeidung sozialer Härten als Ziel des Wohn- 
geldgesetzes — Bedeutung dieses Begriffs 

Wohngeld — im Gesetz als ein Zuschuß zu den Auf- 
wendungen für den Wohnraum definiert — gibt es 
in zwei Formen: als Mitzuschuß und als Lasten- 
zuschuß, letzteren insbesondere für Eigentümer 
eines Eigenheims oder einer Eigentumswohnung. 

Das Wohngeldgesetz (§ 1 Abs. 1) beschreibt das Ziel 
des Wohngeldes dahin gehend, daß es den Inhabern 
von Wohnraum zur Vermeidung sozialer Härten ein 
Mindestmaß an Wohnraum wirtschaftlich sichern 
soll. 

Der Begriff „soziale Härte" ist im Wohngeldgesetz 
nicht näher bestimmt. Er ist hier in einem spezifi- 
schen Sinne aufzufassen. 

Die Sozialenquete-Kommission definiert soziale 
Flärte im Sinne des Wohngeldgesetzes als „unver- 
hältnismäßig hohe Belastung durch Wohnungs- 
ausgaben" und hält eine solche Härte für gegeben, 

„1. wenn die Aufwendungen für die Nutzung von 
Wohnräumen zum Lebensvollzug des Haus- 
haltsbudget in einer Weise belastet, daß da- 
durch andere zum Lebensvollzug gehörende 
Ausgaben (z. B. für Ernährung oder Kleidung) 
ungebührlich gedrosselt werden müssen; 

2. wenn der vom Haushaltsnettoeinkommen be- 
stimmte mögliche Wohnaufwand eine ungebühr- 
liche Einengung der Wohnbedürfnisse erzwingt." 

Daß der Begriff der sozialen Härte im Wohngeld- 
gesetz einen speziellen Sinn hat, erklärt sich einmal 
aus der mit dem Arbeitsplatz vergleichbaren 
Existenzbedeutung der Wohnung. Hierin vor allem 
liegt auch die Rechtfertigung des staatlichen Wohn- 
geldes. 

Darüber hinaus findet der Begriff der sozialen Härte 
eine Erklärung in den Umständen, die — hier wird 
im wesentlichen der Darstellung der Sozialenquete- 
Kommission gefolgt — zur Schaffung der Institution 
Wohngeld führten, nämlich: 
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a) Die sich nach und nach vollziehende Liberali- 
sierung der Wohnungswirtschaft mit den sich 
daraus für die Mieten ergebenden Konsequenzen. 

b) Die Verteuerung der Baukosten. 

c) Das Ansteigen der Baulandpreise. 

d) Die bessere Ausstattung der Neubauwohnungen. 
Fast alle seit 1960 öffentlich geförderten Neubau- 
wohnungen sind mit Badezimmer, ein erheb- 
licher Teil mit Zentralheizung, ausgestattet. 

e) Diese Umstände bewirken, daß der Preisindex 
für Wohngebäude einschließlich der Sozial- 
wohnungen erheblich gestiegen ist, und zwar 
von 1950 = 100 auf 216 im Jahre 1966. 

f) Seit 1957 sind in wachsendem Maße frei finan- 
zierte Wohnungen gebaut worden, die keiner 
Mietpreisbindung unterlagen. Auf solche frei fi- 
nanzierten oder auf steuerbegünstigte Wohnun- 
gen sind auch diejenigen angewiesen, die keine 
Sozialwohnung finden können, obwohl sie ihrem 
Einkommen nach dafür in Betracht kämen. Das 
trifft vor allem junge Familien als eine soziale 
Härte. 

Hinzu kommt, daß insbesondere in Ballungs- 
zentren die Bildung freier Marktrnieten unter 
dem Einfluß starker Wohnungsnachfrage zu 
Härten führen kann. 

Deshalb ist „soziale Härte" im Wohnungsgesetz 
nicht im Sinne dessen aufzufassen, was inan gemein- 
hin als Notlage bezeichnet. Der Begriff kann in 
diesem Zusammenhang auch auf Familien zutreffon, 
deren Einkommens Verhältnisse abgesehen von der 
unverhältnismäßig hohen Belastung mit Wohn- 
kosten als ausreichend angesehen werden können. 

Das findet seinen Ausdruck darin, daß Ende 1966 
rd. 38 °/o der Wohngeldempfänger ein Arbeits- 
einkommen als Angestellte, Beamte, Arbeiter oder 
Selbständige hatten, darunter ein erheblicher Teil 
ein Familien einkommen (im Sinne des Wohngeld- 
gesetzes) von durchschnittlicher Höhe (siehe Ab- 
schnitt V Nr. 4 a und c). 

2. Das Wohngeldgesetz als umfassende, an der 
sozialpolitischen Bedeutung der Wohnung orien- 
tierte, einheitliche Regelung 

Bei den Regelungen, die dem Wohngeldgesetz 
vorangingen, waren der Zweck, die zeitliche oder 
räumliche Geltung oder der Kreis der Anspruchs- 
berechtigten durchweg begrenzt. 

Das gilt auch noch für den umittelbaren Vorläufer, 
das Wohnbeihilfengesetz vom 29. Juli 1963. 

Der Anspruch auf Wohngeld — vor dem Wohngeld- 
gesetz Wohnbeihilfe genannt — war für „schwarze" 
und „weiße" Kreise und für Öffentlich geförderte 
und nicht öffentlich geförderte Wohnungen unter- 
schiedlich geregelt. Lastenbeihilfen wurden nur ge- 
währt., wenn sich das Familieneinkommen durch 
Tod, durch Beschränkung der Erwerbsfähigkeit oder 
durch unverschuldete Arbeitslosigkeit wesentlich 
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verringert hatte, wenn also gleichsam eine soziale 
Härte in dem engeren Sinne einer Noiluge vorlag. 

Mit dem Wohngeldgesetz wurden für das Wohngeld 
einheitliche Anspruchsvoraussetzungen für alle 
Arten von Wohnrauin und für das ganze Bundes- 
gebiet geschaffen, wobei lediglich die Obergrenzen 
für Mieten und Belastungen nach Ortsklassen, Aus- 
stattung und Baujahr gestaffelt sind. 

Außerdem liegt die Bedeutung des Wohngeld- 
gesetzes darin, daß die vorher bestehende Rechts- 
zcrsplitterung beseitigt wurde und nunmehr eine 
einheitliche Rechtsgrundlage für das Wohngeld vor- 
handen ist. 

Vorher galten neben dem Wohnbeihilfengesetz vom 
29. Juli 1963 in „schwarzen" Kreisen noch Teile des 
Gesetzes über die Gewährung von Mief- und Lasten- 
beihilfen vom 23. Juni 1966, das seinerzeit im Rah- 
men des „Abbaugesetzes" erlassen worden war. 
Außerdem galten daneben die §§ 73 und 74 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes, nach denen unter 
bestimmten Voraussetzungen als Ergänzung der 
Wohnungsbauförderung Mi et- und Lastenbeihilfen 
gewährt werden konnten. 

Dies macht deutlich, daß das Ziel des Wohngeld- 
gesetzes, „soziale Härten" zu vermeiden, in den 
Grenzen dieses hier ganz spezifisch zu wertenden 
Begriffes umfassend gedacht, und generell an der 
sozialpolitischen Bedeutung des Gutes „Wohnung" 
orientiert ist, so daß auch Spielraum für verschie- 
dene Wirkungsweisen des Wohngeldes bleibt (siehe 
Abschnitt IV Nr. 6, 7 und 8). 

Bei den Auswirkungen des Wohngeldgesetzes zeigt 
sich dies insbesondere in den allerdings unterschied- 
lich hohen Anteilen, die die einzelnen Arten von 
Wohnraum am Wohngeld haben (siehe Abschnitt V 
Nr. 6 a und b). 


3. Die Erwägungen der Sozialenquete-Kommission 

Die Sozialenquete-Kommission hält auch eine an- 
dere Form des Mietzuschusses „für denkbar", wobei 
aus dieser Formulierung wohl zu folgern ist, daß 
die Kommission nicht abschließend Stellung nehmen 
wollte. 

Ausgangspunkt der Überlegungen der Kommission 
sind die Ergebnisse der Statistik für das zweite 
Halbjahr 1964. Daraus ergab sich bereits, daß bei 
den Wohngeldempfängern die Ein- und Zwei- 
personenhaushalte einen hohen Anteil hatten und 
daß daran wiederum Rentner und Pensionäre, also 
ältere Menschen, besonders stark beteiligt waren. 

Dies hat sich in der Wohngeldstatistik für 1965 und 
1966 bestätigt (siehe Abschnitt V Nr. 4 a und b). 

Hiervon ausgehend stellt die Sozialenquete-Kom- 
mission an Stelle des Wohngeldes in der jetzigen 
Form folgende differenzierte Lösung zur Diskussion: 

1. Eliminierung der besonders niedrigen Renten 
innerhalb der normalen Alterssicherung, um 
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die Miete auch für diese Gruppe in den Grenzen 
des Tragbaren zu halten 

oder: 

Lösung im Rahmen der Altenhilfe innerhalb der 
Sozialhilfe. 

2. Bei Familienhaushalten, insbesondere bei Fami- 
lien mit mehreren Kindern unter 18 Jahren, An- 
erkennung bestimmter Mietlasten, die über das 
Tragbare hinausgehen, als Sonderausgaben bei 
der Berechnung der Lohn- und Einkommensteuer. 

3. Für Falle, die von der Einkommensbesteuerung 
nicht erfaßt werden oder bei denen besonders 
große Härten in der Diskrepanz von angemesse- 
nem Wohnraum und finanzieller Leistungskraft 
auftreten, Einführung einer echten Sozialhilfe, 
die zusammen mit dem Kindergeld gezahlt wird 
(offensichtlich ist hier an Globalbeträge gedacht). 

Zur Begründung führt die Sozialenquete-Kommis- 
sion aus, daß durch eine solche Regelung ein ge- 
sonderter Vierwaltungsaufwand und Zahlungs- 
verkehr in Wegfall kämen. 

Demgegenüber war es gerade die erklärte Absicht 
des Gesetzgebers, eine an der sozialpolitischen Be- 
deutung der Wohnung orientierte, auf einer einheit- 
lichen Rechtsgrundlage beruhende soziale Leistung 
besonderer Art zu schaffen. 

Die Sozialenquete-Kommission betont zwar, daß bei 
der von ihr erwogenen Regelung — wenn auch nach 
einfacheren Kriterien — durchaus Einkommenshöhe 
und Zahl der zum Haushalt gehörenden Personen 
eine Rolle spielen könnten. Dennoch bedeutet der 
Vorschlag eine wesentliche Abweichung von dem 
sog. Individualprinzip, auf dem das Wohngeldgesetz 
beruht. 

4. Das Individualprinzip als Maßstab für die Lei- 
stungen nach dem Wohngeldgesetz 

Im Einklang mit dem Ziel des Gesetzes, soziale Här- 
ten zu vermeiden, hängt das Bestehen und die Höhe 
eines Wohngeldanspruchs von den besonderen Ver- 
hältnissen und Bedürfnissen des Antragstellers ab. 

Hierin findet das Individualprinzip, das Maßstab für 
die Leistungen nach dem Wohngeldgesetz ist, seinen 
Ausdruck. 

Das bedeutet zunächst, daß das Wohngeld kein weit- 
gestreuter, genereller Zuschuß zu den Wohnkosten 
ist, sondern eine gezielte Leistung. 

Dem entspricht es, wenn Ende 1966 nur rd. 600 000 
der insgesamt 21 Millionen Haushalte in der Bundes-, 
republik Wohngeld in Anspruch nahmen, also noch 
nicht einmal 3 % der Haushalte (siehe Abschnitt V 
Nr. 2). 

In diesen Haushalten lebten nur rd. 1,6 Millionen 
Menschen (2,7 °/o der Bevölkerung). Die unterschied- 
liche Relation ergibt sich daraus, daß bei den Haus- 
halten, die Wohngeld in Anspruch nehmen, der An- 
teil der Einpersonenhaushalte besonders hoch ist. 

über 97 °/o der Bürger bestreiten also die Wohn- 
kosten, ohne Wohngeld in Anspruch zu nehmen. 


5. Ausprägung des Individualprinzips in den Be- 
stimmungen des Wohngeldgesetzes — zugleich 
Überblick über die Anspruchsvoraussetzungen 
und Erläuterung der wichtigsten Begriffe des 
Gesetzes 

Im einzelnen findet das Individualprinzip im Wohn- 
geldgesetz seinen Ausdruck in den ganz bestimmten 
Voraussetzungen, an die der Wohngeldanspruch ge- 
knüpft ist. 

Bei der Prüfung, ob und in welcher Höhe ein An- 
tragsteller Anspruch auf Wohngeld hat, sind im 
wesentlichen die folgenden Faktoren zu berück- 
sichtigen: 

a) Zunächst kommt es darauf an, ob das Einkom- 
men des Antragstellers innerhalb der Einkom- 
mensgrenze des § 8 WohngeldG liegt. Danach 
kommt ein Anspruch auf Wohngeld nicht in Be- 
tracht, wenn das Familieneinkommen höher ist 
als 9000 DM zusätzlich 1800 DM für das zweite 
und jedes weitere zum Haushalt rechnende Fami- 
lienmitglied. Wenn sich herausstellt, daß das 
Familieneinkommen diese Grenze überschreitet, 
ist der Antrag ohne weitere Prüfung abzulehnen. 

b) Das Familieneinkommen , das bei der Prüfung der 
Einkommensgrenze und bei der weiteren Prüfung 
maßgebend ist, deckt sich nicht mit den Ein- 
kommensbegriffen in der sonstigen Sozialgesetz- 
gebung oder im Steuerrecht. Es wird speziell nach 
den Bestimmungen des Wohngeldgesetzes (§§ 15 
bis 23) berechnet. 

Zugrunde gelegt wird bei der Berechnung des 
Familieneinkommens der Gesamtbetrag der Jah- 
reseinkommen aller zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder ohne Rücksicht auf die Quelle 
dieser Einkommen und ohne Rücksicht darauf, ob 
sie als Einkünfte im Sinne des Einkommensteuer- 
gesetzes steuerpflichtig sind oder nicht. 

Bei Feststellung des Jahreseinkommens bleibt je- 
doch eine Reihe von Einkünften, die in § 20 
WohngeldG in einem Katalog von zwölf Ziffern 
festgelegt sind, außer Betracht. 

Außerdem sind vom Jahreseinkommen Freibe- 
träge abzuziehen (Kinderfreibeträge, Freibetrag 
für Werbungskosten, pauschaler Freibetrag von 
15% für Steuern und Versicherungsbeiträge, 
Freibetrag für Empfänger niedriger Einkommen, 
Freibetrag für Deutsche aus der SBZ und für 
Aussiedler). 

Deshalb deckt sich das Familieneinkommen im 
Sinne des Wohngeldgesetzes nicht mit dem tat- 
sächlichen Einkommen, 

Wie stark es in extremen Fällen durch Kumula- 
tion von nicht anrechenbaren Einkünften und 
Freibeträgen vom tatsächlichen Einkommen ab- 
weichen kann, zeigt folgendes Beispiel: 

Ein älteres Ehepaar bezieht nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz eine Rente von 325 DM, nach 
dem Lastenausgleichsgesetz eine Entschädigungs- 
rente von 275 DM und eine Unterhaltshilfe in 
Höhe von 322 DM. Das reale Gesamteinkommen 
beträgt somit 920 DM. Davon werden bei der 
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Wohngeldberechnung jedoch nur 412 DM als j 
Einkommen angesehen. 

In der Regel ist die Diskrepanz zwischen dem 
tatsächlichen Einkommen und dem Familienein- 
kommen im Sinne des Wohngeldgesetzes natür- 
lich nicht so groß. 

c) Aus der Tabelle in § 10 Abs. 1 WohngeldG ist 
abzulesen, wie hoch die „tragbare" Miete oder 
Belastung ist, d. h. der Teil des Familieneinkom- 
mens, den der Antragsteller selbst für die Wohn- 1 
kosten aufwenden muß. Maßgebend für die trag- i 
bare Miete oder Belastung sind die Höhe des ' 
Familieneinkommens und die Zahl der Familien- | 
mitglieder. Der niedrigste Satz beträgt 5 °/o des j 
Familieneinkommens. Er ist anzuwenden bei 
einem Familieneinkommen unter 300 DM monat- j 
lieh und neun oder mehr Familienmitgliedern, j 
Der höchste Satz beträgt 22 °/o. Er gilt beispiels- 
weise bei einem Zweipersonenhaushalt mit mehr 
als 800 DM monatlichem Familieneinkommen. 

Der Teil der Miete oder Belastung, der nicht vom 
Antragsteller selbst zu tragen ist, wird als Wohn- 
geld gewährt. Das heißt, das Wohngeld be- 
rechnet sich nach der Differenz zwischen der 
tragbaren und der tatsächlichen Miete oder Be- 
lastung. 

Allerdings sind dabei noch einige Begrenzungen 
zu beachten. 

d) Die erste Begrenzung liegt in der sog. Kappung 
(§ 10 Abs. 2 WohngeldG). Hiernach ist in jedem 
Falle ein bestimmter Prozentsatz der zu berück- 
sichtigenden Miete oder Belastung vom Antrag- 
steller selbst zu tragen. Das kann im Einzelfall 
dazu führen, daß das Wohngeld niedriger ist als 
die Differenz zwischen der tragbaren und der tat- 
sächlichen Miete oder Belastung. 

e) Weitere Begrenzungen sind die Obergrenzen für 
Mieten und Belastungen und die Wohnflächen- 
grenze. 

Diese Begrenzungen bewirken, daß die Miete 
oder Belastung, die bei der Berechnung des 
Wohngeldes zugrunde gelegt wird, nicht immer 
die tatsächliche Miete oder Belastung ist. Viel- 
mehr geht man von der „zu berücksichtigenden 
Miete oder Belastung" aus. 

Das heißt, daß Miete oder Belastung nur inso- | 
weit zu berücksichtigen sind, als sie die im Wohn- 
geldgesetz (§§ 14, 43) festgelegten Obergrenzen 
für Mieten und Belastungen nicht übersteigen. 

Die Wohnflächengrenze bewirkt, daß Wohngeld 
nur für die „benötigte Wohnfläche", die sich nach 
der Zahl der Familienmitglieder richtet (§ 13 
Abs. 3 bis 5 WohngeldG), gezahlt wird. 

Wer eine Wohnung innehat, die größer und 
teurer ist als es das Wohngeldgesetz für ange- 
messen hält, verliert aber nicht den Anspruch auf 
Wohngeld. Es mindert sich lediglich die Höhe des 
Wohngeldes. 

Eine Ausnahme davon macht nur § 28 a Wohn- 
geldG. Danach wird ein Las/enzuschuß nicht ge- 
währt, wenn die zu berücksichtigende Belastung i 


die Obergrenzen für Belastungen um mehr als 
35 % übersteigt. 

Diese Beschränkungen hinsichtlich der Woh- 
nungsgroße und der Höbe der Mieten und Be- 
lastungen sind im Zusammenhang mit § 1 Abs. 1 
WohngeldG zu sehen, wo die Zielsetzung des 
Gesetzes beschrieben ist. Danach soll das Wohn- 
geld zur Vermeidung sozialer Härten „ein Min- 
destmaß an Wohnraum" wirtschaftlich sichern. 
Die Sozialenquete-Kommission versteht darunter 
„angemessenen Wohnraum". Das Wohngeld soll 
also nicht dazu dienen, den Besitz von unange- 
messen großen und teuren Wohnungen zu er- 
leichtern. 

f) Schließlich bleibt bei jedem Antrag zu prüfen, ob 
der Wohngeldanspruch nicht deshalb ausgeschlos- 
sen ist, weil einer der allgemeinen Versagungs- 
gründe vorliegt (§ 23 a bis 29 a). So wird Wohn- 
geld beispielsweise nicht gewährt, wenn zumut- 
bar ist, daß die Familienmitglieder eigenes Ver- 
mögen einsetzen (§ 24). 

Zu besonderen Diskussionen hat schon bei Ver- 
abschiedung des Wohngeldgesetzes der Ver- 
sagungsgrund des § 29 geführt (vgl. auch Erster 
Wohngeldbericht Abschnitt VI Nr, 26). Danach 
erhält kein Wohngeld, wer Sozialhilfe oder Lei- 
stungen nach den Bestimmungen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes über die Kriegsopferfürsorge 
in Anspruch nimmt, wenn diese Leistungen ganz 
oder teilweise für Wohnkosten bestimmt sind. 

6. Wirkling des Individualprinzips 

Das Wohngeldgesetz ist verhältnismäßig kurze Zeit 
in Kraft, so daß sich noch nicht abschließend be- 
urteilen läßt, in welchem Umfange es dazu beiträgt, 
den Bevölkerungsschichten mit relativ niedrigem 
Einkommen eine angemessene Wohnung zu ermög- 
lichen. Die soziale Gliederung der Flaushalte, die 
Wohngeld in Anspruch nehmen, zeigt jedoch, daß 
das Individualprinzip des Gesetzes zumindest in der 
allgemeinen Tendenz die damit angestrebte Wir- 
kung hat. 

Der große Anteil, den Rentner, Pensionäre und Ar- 
beiter mit geringem Einkommen an der Zahl der 
Wohngeldempfänger haben, ist ein Indiz dafür 
(siehe Abschnitt V Nr. 4 a und c). 

Das Wohngeld trägt auch dazu bei, daß kinderreiche 
Arbeiterfamilien in Eigenheimen leben können. 
54 % der Lastenzuschußempfänger sind Arbeiter, 
wobei es sich überwiegend um große Familien han- 
delt (siehe Abschnitt V Nr. 4 a und b). 

Andererseits kann nicht verkannt werden, daß es 
vor allem zw'ei Probleme gibt, die sich erschwerend 
für die Erreichung des mit dem Wohngeldgesetz 
angestrebten Zieles auswirken können. 

Es handelt sich zunächst, vor allem bei Neubauten, 
um die Obergrenzen für Mieten und Belastungen 
i (§§ 14, 43 WohngeldG), die auf die Verhältnisse im 
Jahre 1964 abgestellt und durch die Entwicklung 
überholt sind. Die höchste Grenze — bei Neubau- 
wohnungen mit Bad und Sammelheizung in Städten 
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der Ortsklasse S mit 100 000 und mehr Einwohnern ! 
— beträgt 3,70 DM pro Quadratmeter. Im einzelnen 
wird hierzu auf die diesbezüglichen Ausführungen ! 
im Ersten Wohngeldbericht verwiesen (Abschnitt VI | 
Nr. 10). 

Außerdem sind hier die Wohnflächengrenzen (§ 13 ! 
Abs. 3 WohngeldG) zu nennen. Nach den Ergebnis- j 
sen der Wohngeldstatistik (siehe Abschnitt V ! 
Nr. 6 d) lebt ein großer Teil der Wohngeldempfän- j 
ger in Wohnungen, deren Große die „benötigte | 
Wohnfläche" überschreitet. Andererseits haben sehr 
viele, vor allem große Familien, Wohnungen, die 
wesentlich darunter liegen. 

i 

! 

7. Wohngeldgesetz und freie Wohnungswahl 

Es gehört zu den Zielen des Wohngeldgesetzes, , 
auch Mietern mit relativ niedrigem Einkommen die j 
reale Chance der freien Wahl einer angemessenen j 
Wohnung zu bieten. 

Dieser besondere Aspekt der Zielsetzung des Ge- 
setzes kommt sehr deutlich in § 28 WohngeldG zum 
Ausdruck. Danach darf bei einem Wohnungswechsel j 
der Mietzuschuß nur dann versagt werden, wenn j 
die bisherige Wohnung ohne triftigen Grund auf- 
gegeben und die neu bezogene Wohnung den wirt- , 
schaftlichen und persönlichen Verhältnissen der Fa- , 
milie offenbar nicht entspricht. Umgekehrt heißt ! 
das, daß für die neue Wohnung, soweit die Voraus- ' 
Setzungen des Gesetzes erfüllt sind, Mietzuschuß i 
gewährt wird, wenn für den Wohnungswechsel 
ein triftiger Grund vorlag. Als Beispiel für einen 
triftigen Grund nennt das Gesetz ausdrücklich die 1 
Unzulänglichkeit der bisherigen Wohnverhältnisse. 

In der Praxis wird dies — - wie etwa die Schleswig- ’ 
holsteinischen Verwaltungsvorschriften vom 5. April 
1965 zeigen — dahin gehend ausgelegt, daß bei 
einem Wohnungswechsel der Mietzuschuß nicht 
etwa deshalb versagt werden darf, weil die neue 
Wohnung teurer als die bisherige ist und der Mie- i 
ter aus diesem Grunde erstmals überhaupt einen i 
Mietzuschuß oder einen höheren Mietzuschuß als ! 
für die bisherige Wohnung beantragt. ! 

In den Verwaltungsvorschriften wird die Einschrän- | 
kung gemacht, daß ein triftiger Grund für einen I 
Wohnungswechsel nicht immer unbedingt dann ge- 
geben sei, wenn die bisherige Wohnung kleiner als 
die benötigte Wohnfläche im Sinne des § 13 Abs. 3 
WohngeldG sei. Es komme dabei auf die Verhält- 
nisse des Einzelfalles an. 

Im Bewußtsein der Bevölkerung scheint das Wohn- 
geld mit Recht als ein legitimes Mittel zu gelten, 
um einen Wohnungswechsel zu erleichtern, wenn 
die bisherige Wohnung als unzulänglich empfunden 
wird. Das zeigt der Erfahrungsbericht des Landes 
Bremen. Darin heißt es: „Die Wohngeldstellen ha- 
ben festgestellt, daß auch viele Personen, die eine j 
neue Wohnung — sei es als Mieter, sei es als 
Eigentümer — beziehen wollen, sich zunächst über 
die Höhe des zu erwartenden Wohngeldes informie- 
ren und oftmals sogar den Bezug der neuen Woh- 
nung von einem Wohngeld abhängig machen." 


8. Individualprinzip und Verwaltungsaufwand 

Eines der Ziele des Wohngeldgesetzes vom 1. April 
1965 war es, das Verfahren zu vereinfachen und 
die Verwaltungskosten zu verringern. Das Gesetz 
hat auch zu einer gewissen Vereinfachung geführt, 
insbesondere dadurch, daß die bis dahin zersplit- 
terten Vorschriften in einem einheitlichen Gesetz 
zusammengefaßt worden sind und für alle Arten 
von Wohnraum im gesamten Bundesgebiet gelten. 
Jedoch ist das Ziel der Vereinfachung und Verbilli- 
gung des Verfahrens nicht im angestrebten Umfange 
erreicht worden (siehe Abschnitt VI). 

Zu berücksichtigen ist dabei, daß ein Gesetz, das 
auf dem Individualprinzip beruht und dessen Lei- 
stungen demgemäß den Verhältnissen des Einzel- 
falles angepaßt werden sollen, immer einen höhe- 
ren durch den Zweck des Gesetzes bedingten Ver- 
waltungsaufwand erforderlich machen wird als die 
Gewährung globaler Leistungen. 

Der Bundestagsausschuß für Kommunalpolitik, 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen hat 
sich bei den Beratungen zum Ersten Wohngeldbe- 
richt mit dieser Wechselwirkung befaßt. Der Aus- 
schuß ist dabei zu dem Ergebnis gekommen, daß 
das Individualprinzip beim Wohngeld die angemes- 
sene Lösung sei, weil nur so denen mit dem Wohn- 
geld am besten geholfen werden könne, die darauf 
angewiesen seien. Eine Globalregelung sei zwar 
einfacher, habe aber auch Nachteile und wider- 
spreche dem Zweck des Wohngeldes. Vorschläge 
zur Vereinfachung des Verfahrens müßten deshalb 
jeweils auch unter dem Gesichtspunkt geprüft wer- 
den, ob sie mit dem Ziel des Wohngeldgesetzes zu 
vereinbaren seien. 

9. Wohngeld und Wohnungsbaufinanzierung 

öffentliche Mittel für den Mietwohnungsbau sind 
„objektbezogen" und kommen dem zu begünstigen- 
den Personenkreis nur mittelbar zugute. Das Wohn- 
geld als ein individueller Zuschuß zum Haushalts- 
einkommen ist demgegenüber „subjektbezogen". 

Das Wohngeld ist kein Ersatz für die objektbezo- 
gene Förderung des Wohnungbaus init öffentlichen 
Mitteln. Das Wohngeldgesetz setzt eine fortgeltende 
Objektfinanzierung voraus. 

Bei Verabschiedung des Gesetzes durch den Bun- 
destag ist zum Ausdruck gebracht worden, daß bei- 
des, die Förderung des sozialen Wohnungsbaus und 
das Wohngeldgesetz, nebeneinander erforderlich 
sind. 

In seiner gutachtlichen Stellungnahme zum Finanz- 
planungsgesetz 1966 hat der Bundestagsausschuß 
für Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau und 
Wohnungswesen ebenfalls betont, daß neben dem 
Wohngeld die Fortführung des sozialen Wohnungs- 
baus gesichert sein müsse. 

Auch bei den Beratungen zum Ersten Wohngeld- 
bericht hat der Ausschuß einhellig die Meinung 
vertreten, daß für den durch das Zweite Wohnungs- 
baugesetz begünstigten Personenkreis die Förde- 
rung des sozialen Wohnungsbaus durch objektge- 


12 



Deutscher Bundestag — *5. Wahlperiode Drucksache V/2399 


bundene Mittel fortgeführt werden müsse. Das 
Wohngeld könne kein ausschließliches, sondern nur 
ein ergänzendes Mittel zur Erreichung tragbarer 
Mieten und Belastungen sein. 

Daß das Wohngeld ein indirektes, ergänzendes In- 
strument der Wohnungsbaufinanzierung ist und sich 
mit der Objektförderung wechselseitig ergänzt, wi- 
derspricht keineswegs dem Ziel des Wohngeldge- 
setzes. 

Das kommt auch in der Bestimmung des § 46 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes zum Ausdruck. Dar- 
in heißt es, daß die öffentlichen Mittel für den 
Wohnungsbau in der Weise eingesetzt werden sol- 
len, „daß die Wohnungen nach Mieten oder Be- 
lastungen für die breiten Schichten des Volkes ge- 
eignet sind". Weiter heißt es dann: 

„Soweit die sich danach ergebende Miete oder Be- 
lastung für den Wohnungsinhaber im Einzelfall 
nicht tragbar ist, wird ihm Wohngeld nach dem 
Wohngeldgesetz gewährt". 

Von den Familien, die Mietzuschüsse in Anspruch 
nehmen, leben rd. 41 °/o in Sozialwohnungen, und 
zwar meistens in solchen, die erst ab 1957 gebaut 
worden sind (siehe Abschnitt V Nr. 6 b). 

Ein großer Teil der Lastenzuschußempfänger wohnt 
in Eigenheimen, die auf Grund des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes gefördert worden sind. 

Das Wohngeld trägt somit dazu bei, die Höhe der 
öffentlichen Mittel für den Bau von Wohnungen 
auf die finanzielle Leistungskraft breiterer Schich- 
ten abzustellen und nicht auf Schichten mit beson- 
ders geringem Einkommen. Dadurch wird eine ratio- 
nelle, sparsame Verwendung der öffentlichen Mit- 
tel möglich. 

Es ist auch zweifelhaft, ob es ohne das Wohngeld 
möglich wäre, Sozialwohnungen mit einem zeitge- 
mäßen Ausstattungsstandard zu bauen. Soweit da- 
durch höhere Quadratmeter-Mieten im sozialen 
Wohnungsbau bedingt sind, läßt sich das nur recht- 
fertigen, wenn gleichzeitig durch das Wohngeld die 
Möglichkeit zu einem Ausgleich gegeben ist. 

In Fachkreisen ist die Frage diskutiert worden, ob 
das Wohngeld als primäres Mittel der Wohnungs- 
bauförderung und als Ersatz für die objektbezogene 
Förderung geeignet ist und ausgestaltet werden 
sollte. 

Die „Gesellschaft für Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen e. V." (GEWOS), in deren Kommissionen 
Fachleute der Wohnungswirtschaft, des Bankwe- 
sens, der Wissenschaft und der öffentlichen Verwal- 
tung mit wirken, hat im Mai 1966 ein Gutachten 
ihrer Finanzierungskommission, veröffentlicht, das 
den Titel trägt „Wohnungsbau in weißen Kreisen — 
Gedanken über eine Reform der öffentlichen Förde- 
rung im Wohnungsbau". 

Das Gutachten kommt zunächst zu dem Ergebnis, 
daß die ausreichende Versorgung mit Wohnraum 
weiterhin eine Daueraufgabe sei, die nur durch 
kontinuierlichen Wohnungsbau gelöst werden 
könne. 


Dabei werde eine öffentliche Förderung soweit und 
solange erforderlich sein, „als die Gesamtherstel- 
lungskosten der Wohnungen und die sich daraus 
ergebenden Wohnlasten für die mit angemessenem 
Wohnraum zu versorgende Bevölkerung nicht trag- 
bar sind." 

Daran anknüpfend heißt es in der Zusammenfassung 
der Ergebnisse des Gutachtens: 

„Hierfür wird eine Methode der Wohnungsbau- 
förderung zur Diskussion gestellt, die die indivi- 
duelle Förderung des Wohnungsnutzers zur 
Grundlage macht und die Objektförderung, die auf 
die Wohnung bezogen ist, allenfalls noch für eine 
Übergangszeit oder als zusätzliche Maßnahme für 
einzelne bestimmte Zwecke zuläßt." 

Zur Realisierung dieses Gedankens schlägt die Kom- 
mission vor, an das geltende Wohngeldgesetz anzu- 
knüpfen und es zu ergänzen, damit es als Finan- 
zierungsinstrument für den Wohnungsbau wirksam 
worden kann. Das auf diese Weise weiterentwik- 
kelte Wohngeld soll nach Auffassung der Kommis- 
sion künftig an die Stelle der Objektförderung tre- 
ten und im Bereich der öffentlichen Wohnungsbau- 
förderung die Primärfunktion übernehmen. Dabei 
wird wei ter vorgeschlagen, durch ein Anerkennungs- 
verfahren zumindest für eine Übergangszeit jährlich 
die Zahl der „individualförderungs würdigen" Neu- 
bauwohnungen zu begrenzen. Diese Begrenzung be- 
deutet, daß die subjektbezogene Förderung mit Ele- 
menten der objektbezogenen Förderung verbunden 
werden soll. 

Gegen die ausschließlich oder überwiegend subjekt- 
bezogene Förderung des Wohnungsbaus sind in an- 
deren Veröffentlichungen starke Einwände geltend 
gemacht worden : ). 

Insbesondere wird eingewandt, daß nur mit Hilfe 
gezielter Maßnahmen des Staates in Form der ob- 
jekibezogenen Wohnungsbauförderung das Woh- 
nungsangebot nach Umfang, Zusammensetzung und 
Standort unmittelbar beeinflußt werden kann. Aus 
diesen Gründen hat auch die Arbeitsgemeinschaft 
der für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen 
zuständigen obersten Landesbehörden (ARGEBAU) 
zu dem Vorschlag der Kommission ablehnend Stel- 
lung genommen. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städte- 
bau ist der Auffassung, daß es — jedenfalls im ge- 
genwärtigen Zeitpunkt — nicht möglich ist, das 
Wohngeld als primäres Instrument der Wohnungs- 
bauförderung und als Ersatz für öffentliche Bau- 
darlehen auszugestalten. 


9 vgl.: Bruno Molitor, Wohnungsbaupolitik und Subven- 
tionierung, Sonderdruck aus: Hamburger Jahrbuch 
für Wirtschafts- und Gescllscbaftspolitik, 11. Jahr 
(1966); 

Michael Schneider, Wohnungsbauförderung nur 
mit Wohngeld? in: Der Langfristige Kredit, 1966, 
S. 439; 

Stadler, Kann Wohngeld öffentliche Baudarlehen 
ersetzen? in: Der Langfristige Kredit, 1966, S. 239. 
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10. Das Wohngeld in der öffentlichen Meinung 

Daß das Wohngeld eine feste Position in unserem 
System der sozialen Sicherung erlangt hat und das 
Ziel des Wohngeldgesetzes insofern erreicht ist, 
zeigt sich sehr deutlich in der Einstellung der Öffent- 
lichen Meinung zum Wohngeld. 

In der wohnungspolitischen Debatte im Bundestag 
am 4. Oktober 1967 haben Sprecher aller Fraktionen 
noch einmal die Bedeutung des Wohngeldes unter- j 
strichen. Auch sonst haben im Zusammenhang mit 
dem Finanzänderungsgesetz 1967 Äußerungen füh- j 
render Politiker gezeigt, welche Bedeutung dem ! 
Wohngeld beigemessen wird. 

Organisationen der Wohnungswirtschaft, der Mieter, 
aber auch der Haus- und Grundeigentümer, Ver- 
braucherverbände und Gewerkschaften haben aus 
gleichem Anlaß die wichtige sozialpolitische Funk- 
tion des Wohngeldes hervorgehoben. 

Darin dürfte sich auch die Einstellung der Bürger 
zum Wohngeld widerspiegeln. 


V. Die sozialen und finanziellen Auswirkungen 
des Wohngeldgesetzes 

Die Frage, ob das Ziel des Wohngeldgesetzes er- ' 
reicht worden ist und ob es im System der sozialen 
Sicherung die ihm zugedachte Funktion erfüllt, ist ; 
danach zu beurteilen, welche sozialen und finan- | 
ziellen Auswirkungen das Gesetz hat. Wesentliche 1 
Aufschlüsse hierüber gibt ein Überblick über die I 
finanziellen Aufwendungen für das Wohngeld und 
über die Ergebnisse der Wohngeldstatistik. 

1. Finanzielle Aufwendungen für das Wohngeld 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitt II Nr. 5) 

a) Die vom Bund zur Hälfte zu erstattenden Auf- 
wendungen der Länder für das Wohngeld sind 
1966 gegenüber 1965 fast um das 2,7fache gestie- 
gen, wobei allerdings wegen der Anfang 1966 
besonders hohen Zahl unerledigter Anträge der 
Anteil an Nachzahlungen für das vorangegan- 
gene Jahr besonders hoch sein dürfte. Das pro- i 
zentuale Ansteigen der Aufwendungen gegen- j 
über 1965 war außerdem nicht so stark, wie es 1 
nach den im Ersten Wohngeldbericht genannten 
Zahlen angenommen werden konnte. 

Im Jahre 1967 werden sich die Aufwendungen j 
nach neuesten Feststellungen voraussichtlich i 
nicht weiter erhöhen, sondern ebenso hoch blei- | 

ben wie 1966. | 

i 

b) In der Öffentlichkeit sind unterschiedliche An- j 
gaben über die Höhe der finanziellen Aufwen- 
düngen für das Wohngeld in den Jahren 1964 bis j 
1966 gemacht worden. Dies erklärt sich daraus, 
daß es beim Wohngeld drei verschiedene Zah- 
lungsvorgänge gibt, nach denen die Höhe der 
jährlichen Leistungen bemessen werden kann: 

Die Zahlung des Wohngeldes an die Wohngeld- 
berechtigten durch die auszahlenden Stellen. 


Die Erstattung der ausgezahlten Beträge an die 
auszahlenden Stellen durch die Länder. 

Die Erstattung der Hälfte der von den Ländern 
für das Wohngeld aufgewendeten Beträge durch 
den Bund gemäß § 44 Wohngeldgesetz. 

Je nachdem, welcher Zahlungsvorgang der Be- 
rechnung zugrunde gelegt wird, ergeben sich 
unterschiedliche Beträge für die jährlichen Lei- 
stungen, weil die Erstattung nicht immer in dem 
gleichen Jahr erfolgt. 

Die folgende Übersicht soll eine möglichst um- 
fassende Information über die finanziellen Aus- 
wirkungen des Wohngeldgesetzes geben und ins- 
besondere eine realistische Beurteilung der Aus- 
gabensteigerung im Jahre 1966 gegenüber 1965 
ermöglichen. In der Übersicht sind deshalb alle 
drei Zahlungsvorgänge berücksichtigt. 

In Spalte 1 sind die Beträge genannt, die nach 
den in der Wohngeldstatistik ausgewerteten 
Kassenbuchungen der Bewilligungsstellen an die 
Wohngeldberechtigten ausgezahlt worden sind. 

Bei den in Spalte 2 genannten Beträgen handelt 
es sich um die Erstattungen der Länder an die 
auszahlenden Stellen, also um die Aufwendun- 
gen der Länder in den einzelnen Rechnungs- 
jahren. Darin ist auch die vom Bund zu erstat- 
tende Hälfte enthalten. Eine nach Ländern auf- 
gegliederte Übersicht hierzu ist als Anlage 1 
diesem Bericht beigefügt. 

In Spalte 3 sind die Beträge verzeichnet, die der 
Bund an die Länder ausgezahlt hat, um die Hälfte 
von deren Aufwendungen zu erstatten. 



Kassen- 
buchun- 
gen der 
Bewilli- 
gungs- 
stellen 

Länder 

Bund (in 
Klam- 
mern 

ver- 

doppel- 

ter 

Betrag) 


1 

2 

3 


in Millionen DM 

1964 

— 

58,7 

28 

(56) 

1965 

160,2 

147,8 

60,5 

(121) 

1966 

388,3 

395,8 

212,3 

(424,6) 

1967 

I. Halbjahr 

i 

i 

— 

— 

100,7 

(201,4) 

1965 und 1966 

zusammen 

548,5 

543,6 

272,8 

(545,6) 


Steigerung 1966 
gegenüber 1965 
in °/o 

1 

i 142 

1 

168 

251 
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Es handelt sich jeweils um Zahlungen in den 
Jahren 1964 bis 1966 und nicht für die einzelnen 
Jahre. Da es sich bei den Aufwendungen von 
Bund und Ländern um Erstattungen handelt, dür- 
fen die Beträge selbstverständlich auch nicht zu- 
sammengerechnet werden. 

c) Um den Aussagewert der in der Übersicht ge- 
nannten Zahlen verständlich zu machen, bedarf 
es einiger Erläuterungen. 

Zu Spalte 1 (Lt. Kassenbuchungen der Bewilli- 
gungsstellen ausgezahlte Beträge) 

In Spalte 1 sind die Zahlen genannt, die das 
Statistische Bundesamt zusammen mit den ande- 
ren Ergebnissen der Wohngeldstatistik veröf- 
fentlicht hat. Grundlage sind die Meldungen der 
auszahlenden Stellen an die Statistischen Lan- 
desämter. Haushaltsmäßig sind diese Zahlen 
unverbindlich. Bei einer Betrachtung der Inan- 
spruchnahme und der sozialen Auswirkungen 
des Wohngeldgesetzes kommt es jedoch weniger 
darauf an, in welcher Höhe sich die Aufwendun- 
gen für das Wohngeld in den einzelnen Rech- 
nungsjahren in den Haushalten von Bund und 
Ländern nioderschlagen. Viel aufschlußreicher ist 
bei dieser Fragestellung, wieviel Wohngeld 
für die einzelnen Jahre an die Berechtigten 
insgesamt ausgezahlt worden ist. Diesem Tat- 
bestand kommen die Angaben des Statistischen 
Bundesamtes noch am nächsten, wenn auch die 
folgenden Einschränkungen gemacht werden 
müssen. 

Auch bei diesem Berechnungsmaßstab werden 
nur Auszahlungen i n den einzelnen Jahren 
erfaßt. Das bedeutet, daß die Beträge Nach- 
zahlungen für das vorangegangene und Voraus- 
zahlungen für das folgende Jahr enthalten. 

Abgesehen von den besonderen Umständen des 
Jahres 1966 ergeben sich Nachzahlungen dar- 
aus, daß das Wohngeld ab Beginn des Monats 
gezahlt wird, in dem der Antrag gestellt worden 
ist (§ 34 Abs. 1 WohngeldG). Die Vorauszah- 
lungen beruhen auf § 35 Abs. 2 WohngeldG, 
wonach das Wohngeld in der Regel viertel- 
jährlich im voraus gezahlt wird, wenn es we- 
niger als monatlich 20 DM beträgt. 

Ein weiterer Unsicherheitsfaktor liegt darin, daß 
die in der Statistik genannten Beträge sich nicht 
ganz mit dem tatsächlich gewährten Wohngeld 
decken können. Das ist dadurch bedingt, daß die 
Zahlen aufgrund der Kassenbuchungen der Be- 
willigungsstellen ermittelt werden. Dadurch 
werden beispielsweise Rückzahlungen unge- ! 
rechtfertigt oder versehentlich ausgezahlte Be- j 
träge nicht berücksichtigt. 

Zu Spalte 3 (Aufwendungen des Bundes) 

Im ersten Wohngeldbericht sind die Aufwen- | 
düngen von Bund und Ländern für das Wohn- 
geld einfach in der Weise bemessen worden, daß j 
der Betrag, den der Bund den Ländern zur Er- 
stattung der Hälfte ihrer Wohngeld-Aufwen- ; 
düngen zu Lasten des Bundeshaushalts (Kap. ' 
25 02 Tit. 619) ausgezahlt hat, verdoppelt wurde. ! 
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Die zeitliche Differenz zur Auszahlung an die 
Wohngeldberechtigten ist bei diesem Berech- 
nungsmaßstab am größten. Vor allem bleibt 
unberücksichtigt, daß ein Teil der zu erstatten- 
den Aufwendungen der Länder vom Bund aus 
Gründen der verwaltungsmäßigen Abwicklung 
immer erst im folgenden Jahre erstattet werden 
kann. Deshalb sind die Zahlungen des Bundes 
an die Länder nur dann als Berechnungsmaßstab 
geeignet, wenn es um die Frage geht, wie stark 
der Bundeshaushalt in den einzelnen Jahren 
durch das Wohngeld in Anspruch genommen 
worden ist. Für die Beurteilung der sozialen 
Auswirkungen des Wohngeldgesetzes sind die 
auf diese Weise ermittelten Zahlen am wenig- 
sten aussagekräftig. 

d) Die Übersicht zeigt, daß die finanziellen Auf- 
wendungen aufgrund des Wohngeldgesetzes 
wesentlich höher sind als die Aufwendungen für 
Miet- und Lastenbeihilfen vor Inkrafttreten des 
Wohngeldgesetzes. Das läßt darauf schließen, 
daß das Wohngeldgesetz generell in dem vom 
Gesetzgeber erwarteten Umfange in Anspruch 
genommen und wirksam geworden ist. Die Mehr- 
aufwendungen ergeben sich aus den Verbesse- 
rungen der Leistungen und der Erweiterung des 
Kreises der Anspruchsberechtigten gegenüber 
dem Wohnbeihilfengesetz, aus der Mietpreisfrei- 
gabe in den neu hinzugekommenen „weißen 
Kreisen“ und aus den höheren Mieten für neu 
gebaute Sozialwohnungen. Diese Mehraufwen- 
dungen hat der Gesetzgeber gewollt und vor- 
ausgesehen. 

Das ist bei der Verabschiedung des Gesetzes 
unter Hinweis auf die Bedeutung der sozialen 
Sicherung des Gutes „Wohnung“ deutlich gesagt 
worden. 

Allerdings ist die Mehrbelastung für die Jahre 
1965 oder 1966 nicht so hoch vorausgeschätzt 
worden, wie sie tatsächlich eingetreten ist. 

Dagegen ist bei Verabschiedung des Wohngeld- 
gesetzes auf Grund der Vorausschätzungen der 
zuständigen Bundesministerien der voraussicht- 
liche Aufwand von Bund und Ländern für das 
Wohngeld ab 1968 auf 450 Millionen DM pro 
Jahr beziffert worden. Abgesehen von der zeit- 
lichen Verschiebung darf das tatsächlich erreichte 
finanzielle Volumen somit nicht überraschen. 

e) Durch das Ansteigen der Aufwendungen 1966 
gegenüber 1965 konnte der falsche Eindruck 
entstehen, als würde der Wohngeldaufwand 
ständig weiter in diesem Maße ansteigen. Durch 
den in der Übersicht genannten Betrag für das 
erste Halbjahr 1967 wird dies jedoch widerlegt. 

Im Jahre 1966 haben die nachfolgend darge- 
stellten besonderen Umstände Vorgelegen, wel- 
che die Zunahme der Ausgaben im Verhältnis 
zu 1965 höher erscheinen lassen als sie tat- 
sächlich war. 

f) Der Vergleich zwischen den Ergebnissen bei 
den verschiedenen Berechnungsmaßstäben macht 
deutlich, daß Länder und Bund 1966 weit stärker, 
als es unter normalen Umständen künftig der 
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Fall sein wird, Wohngeld erstattet haben, das 
bereits im vorangegangenen Jahr 1965 an die 
Wohngeldberechtigten ausgezahlt worden ist. 
Dies war durch die Anlaufschwierigkeiten des 
Gesetzes bedingt. Nur so erklären sich die er- 
heblichen Unterschiede zwischen den Beträgen, 
die sich bei den verschiedenen Berechnungs- 
maßstäben ergeben (Kassenbuchungen der Be- 
willigungsstellen 160,2 Millionen DM, Erstat- 
tungen der Länder an die auszahlenden Stellen 
147,8 Millionen DM, verdoppelter Erstattungs- 
betrag des Bundes — im Ersten Wohngeldbericht 
als Aufwand von Bund und Ländern im Jahre 

1965 bezeichnet — 121 Millionen DM). 

Die Ausgabensteigerung 1966 gegenüber 1965 
betrug, wenn - — wie im Ersten Wohngeldbericht 
— von den Zahlungen des Bundes an die Länder 
ausgegangen wird 251 %, wenn man auf die 
Zahlungen der Länder an die Gemeinden ab- 
stellt 168% und nach den Kassenbuchungen der 
Bewilligungsstellen 142%. Bei dem im Ersten 
Wohngeldbericht angewandten Borechnungs- 
maßstab ist der Steigerungsquotient somit am 
höchsten. 

Die Ursache liegt vor allem darin, daß der Bund 

1966 an die Länder über 13 Millionen DM als 
50 %igen Anteil für Aufwendungen gezahlt hat, 
welche die Länder bereits im Jahre 1965 gemacht 
haben. Dieser Betrag (verdoppelt) ist. im Ersten 
Wohngeldbericht entsprechend dem dort ver- 
wendeten Berechnungsmaßstab erst in dem Be- 
trag für 1966 enthalten. 

Daß die Diskrepanz der für 1965 genannten Be- 
träge durch die zeitliche Differenz der Erstat- 
tungszahlungen bedingt ist, wird am deutlich- 
sten, wenn man, wie es in der 5. Reihe der 
Übersicht geschehen ist, die Beträge für 1965 und 
1966 zusammenrechnet. Für diesen Zweijahres- 
zeitraum ergeben sich bei allen drei Berech- 
nungsmethoden keine wesentlichen Unterschiede 
in den Ergebnissen. 

g) Darüber hinaus ist bei der Beurteilung des Aus- 
gabenzuwachses 1966 gegenüber 1965 zu be- 
rücksichtigen, daß die 1965 ausgezahlten Beträge 
auch die Miet- und Lastenbeihilfen umfassen, die 
im ersten Vierteljahr des Jahres noch auf Grund 
des Wohnbeihilfengesetzes vom 29. Juli 1963 
gewährt worden sind. Außerdem hat es sich teil- 
weise erst 1966 ausgewirkt, daß die Wohngeld- 
leistungen verbessert worden sind, obwohl das 
Wohngeldgesetz bereits am 1. April 1965 in 
Kraft getreten ist. 

Wer bis zum 30. September 1965 Wohngeld be- 
antragte, bekam, wenn die Voraussetzungen er- 
füllt waren, Wohngeld rückwirkend vom 1. April 
1965 (Artikel IV Nr. 3 des Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über Wohnbeihilfen vom 23. 
März 1965, BGBl. I S. 140). Das hat dazu ge- 
führt, daß sich vor Ablauf dieser Frist die An- 
träge gehäuft haben und deshalb und wegen der 
allgemeinem Anlaufschwierigkeiten des Gesetzes 
bei den Bewilligungsstellen Rückstände entstan- 
den, die erst 1966 aufgearbeitet werden konnten. 


Es läßt sich nicht übersehen, in welchem Um- 
fange aus diesen Gründen von den auszahlenden 
Stellen noch Wohngeldzahlungen für 1965 vorge- 
j nommen worden sind. Sicher ist jedoch, daß 1966 

besonders viele Wohngeldberechtigte Nachzah- 
lungen für 1965 erhalten haben. Hinzu kommt, 
daß das Wohngeldgesetz bei den Anspruchsbe- 
rechtigten erst bekanntwerden mußte und daß 
anfangs offensichtlich bei vielen Berechtigten 
psychologische Hemmungen bestanden, Wohn- 
geld zu beantragen. 

J 2. Zahl der Haushalte, die Wohngeld in Anspruch 
| nehmen 

! Von den rd. 21 Millionen Haushalten der Bundes- 
republik erhielten — jeweils am Jahresende — 
Wohngeld: 

1964 - 162 653 
! 1965 - 394 931 

1966 606 403 

I 

Die Zunahme gegenüber dem Jahresanfang betrug 
somit 

Ende 1965 140 % 

| Ende 1966 - 53,5% 

Am 30. Juni 1966 hatte die Zahl der Wohngeld in 
| Anspruch nehmenden Haushalte (431 766) gegenüber 
dem Jahresanfang 1L Statistik nur um 9,3 % zuge- 
! nommen. Das darf jedoch nicht dahin gehend mißver- 
standen werden, daß im zweiten Halbjahr 1966 eine 
große Zahl von Haushalten neu zu den Wohngeld- 
, empfängern hinzugekommen wäre. Während eines 
Halbjahres können mehr Haushalte Wohngeld be- 
! zogen haben, als die auf das Ende des Halbjahres 
als Stichtag bezogene statistische Zahl der Wohn- 
i geldempfänger ausweist. 

So ist während des ersten Halbjahres 1966 für rd. 
210 000 Haushalte die Zahlung des Wohngeldes 
, eingestellt oder durch Ablauf des einjährigen Be- 
wiibgimgszeitraumes beendet worden. Diese Haus- 
halte sind in der auf den 30. Juni 1966 bezogenen 
1 Zahl der Wohngeldempfänger nicht enthalten. Es ist 
aber anzunelimen, daß ein großer Teil davon kurz 
. vor dem 30. Juni 1966 wegen des Ablaufs des Be- 
willigungszeitraumes ausgeschieden ist und am 
' 31. Dezember 1966 unter „Weiterbewilligungen" 
oder auch unter „erstmaligen Bewilligungen" er- 
| scheint. 

I 

I 

j 3. Art des gezahlten Wohngeldes (Miet- oder 
j Lastenzuschuß) 

! Von den 606 403 Haushalten, die Ende 1966 Wohn- 
: gelcl in Anspruch nahmen, bezogen 540 829 (89%) 

! Mietzuschüsse und 65 575 (11 %) Lastenzuschüsse 
; für Eigenheime oder Eigentumswohnungen. Ende 
I 1965 war das Verhältnis 90% zu 10%. Der Anteil 
; der Haushalte, die für Eigenheime und Eigentums- 
I Wohnungen Wohngeld in Anspruch nehmen, hat sich 
somit leicht erhöht. 

! Die 11 % Lastenz lisch ußempfänger erhielten jedoch 
j int zweiten Halbjahr 1966 rd. 20% der für das 
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Wohngeld insgesamt ausgegebenen Beträge, weil | 
der durchschnittlich monatliche Wohngeldbetrag bei 
den Lastonzuschüssen höher ist als bei den Mief- ' 
Zuschüssen. ! 

4. Struktur und soziale Steilung der Haushalte, die 
Wohngeld in Anspruch nehmen 

Ob die Wirksamkeit des Wohngeldgesetzes seiner 
Zielsetzung entspricht, hängt wesentlich davon ab, 
wie die Struktur und die soziale Stellung der Haus- j 
halte ist, die Wohngeld in Anspruch nehmen. 

Hierüber gibt die als Anlage 2 beigefügte, der 
Wohngeldstatistik entnommene zusammenfassende 
Übersicht Aufschluß. 

Im wesentlichen ergibt sich daraus folgendes: Die > 
Zusammensetzung des Empfängerkreises ist unab- 
hängig von den Schwankungen in der Gesamtzahl 
im allgemeinen nahezu konstant geblieben. 

Bemerkenswert ist lediglich, daß bei den Empfän- 
gern von Mietzuschüssen der Anteil der Rentner 
und Pensionäre und der Anteil der Einpersonen- 
haushalte, die ohnehin schon sehr hoch waren, wei- 
ter gestiegen sind. Außerdem hat sich der Anteil 
der Mietzuschußempfänger mit einem Monatsein- 
kommen unter 200 DM verringert. 

a) Soziale Stellung 

Die meisten Empfänger von Mietzuschüssen sind 
Rentner und Pensionäre (63,7 %). An zweiter Stelle 
stehen Arbeiter (19,1 %). Es folgen Angestellte 
(8,1 °/o), Beamte (4%) und Selbständige (0,9%). 

Bei den Empfängern von Lastenzuschüssen ist der 
größte Teil Arbeiter (53,7%). Danach kommen An- 
gestellte (17,7%), Rentner und Pensionäre (14%), 
Beamte (11,2%) und Selbständige (2,2%). 

b) Haushaltsgröße 

Nach der Haushaltsgröße stehen bei den Mietzu- 
schüssen die Einpersonenhaushalte an der Spitze 
(46,7%). Hierbei dürfte es sich überwiegend um 
Rentner und Pensionäre handeln. 

Haushalte mit zwei Personen sind 19,7% der Miet- 
zuschußempfänger. Die nächste Gruppe sind die 
Haushalte mit fünf und mehr Personen (13,1 %). 

Bei den Lastenzuschüssen stehen Haushalte mit fünf 
oder mehr Familienmitgliedern im Vordergrund 
(54,8%). Es folgen Haushalte mit vier Personen 
(24,8%). Von den Familien, die Lastenzuschüsse 
beziehen, bestehen also 79,6 % aus vier und mehr 
Personen. 

c) Familieneinkommen 

Die Haushalte, die Mietzuschüsse in Anspruch neh- 
men, gehören überwiegend den unteren Einkom- 
mensgruppen an. 

Sie haben zu 27% ein monatliches Einkommen un- 
ter 200 DM. In der Einkommensgruppe von 201 bis 
300 DM sind 21,8%. Fast die Hälfte der Mietzu- 


schußempfänger hat somit ein monatliches Familien- 
einkommen unter 300 DM. 

Dabei handelt es sich meistens um Haushalte mit 
ein oder zwei Personen. So gehören von den Miet- 
zu Schußempfängern, deren monatliches Familienein- 
kommen weniger als 200 DM beträgt, allein 83 % 
zu den Einpersonenhaushalten. 

Monatseinkommen zwischen 301 und 600 DM haben 
27,6 % der Mietzuschußempfänger. In der Einkom- 
mensgruppe zwischen 601 und 800 DM sind noch 
16,3% der Mictzuschußempfänger. Ein Familienein- 
kommen über 800 DM monatlich haben nur 7,3% 
der Haushalte, die Mietzuschüsse beziehen. Weit 
über die Hälfte davon sind Flaushalte mit fünf und 
mehr Familienmitgliedern. 

Bei den Flaushalten die Lastenzuschüsse in An- 
spruch nehmen, sind Haushalte mit mittleren und 
höheren Familieneinkommen in stärkerem Maße 
vertreten als bei den Miezuschußempfängern. 

Ein monatliches Familieneinkommen von 601 bis 
800 DM haben hier 37,7 %, ein Einkommen über 
800 DM 38 °/o der Haushalte. 

Je höher das Einkommen der Lastenzuschußemp- 
tänger ist, um so größer ist in der Regel die Zahl 
der Familienmitglieder. Von den Lastenzuschuß- 
empfängern mit mehr als 1000 DM monatlichem 
Einkommen sind nur 0,6 % Dreipersonenhaushalte 
und 19,1 % Vierpersonenhaushalte. 80,3% bestehen 
aus fünf und mehr Familienmitgliedern. 

Zu diesen Ausführungen muß der Vorbehalt ge- 
macht werden, daß es sich bei dem Einkommen je- 
weils um das Familieneinkommen im Sinne des 
Wohngeldgesetzes handelt. Da hierbei bestimmte 
Einkünfte nicht angerechnet und Freibeträge abge- 
zogen werden, deckt sich das Familieneinkommen 
im Sinne des Wohngeldgesetzes nicht mit dem tat- 
sächlichen Einkommen. Im einzelnen wird hierzu 
auf Abschnitt IV Nr. 5 b verwiesen. 

5. Durchschnittliche Höhe der monatlichen Wohn- 
geldansprüche 

Die durchschnittliche Höhe der monatlichen Wohn- 
geldansprüche war am 31. Dezember 1966 gegen- 
über dem 31. Dezember 1965 leicht gestiegen. Dies 
ist hauptsächlich durch höhere Mieten, insbesondere 
auch bei neu gebauten Wohnungen bedingt. Ein- 
kommensverringerung spielte dabei kaum eine 
Rolle. Der Durchschnitt bei Mietzuschüssen betrug 
42,11 DM (1965 = 40,50 DM), bei Lastenzuschüssen 
73,17 DM (1965 - 70 DM). 

Von den 540 829 Mietzuschußempfängern erhalten 
fast die Hälfte monatlich ein Wohngeld von 20 bis 
unter 50 DM. Die größte Gruppe sind dabei 92 591 
Mietzuschußempfängcr (17,1 %), die monatlich 20 
bis unter 30 DM beziehen. Es folgt die Gruppe mit 
monatlich 30 bis unter 40 DM (16,6 %), sodann die 
Gruppe mit 40 bis unter 50 DM (14,5 %) und fast 
gleich groß die Gruppe mit 10 bis unter 20 DM 
(14,4 %). 

Unter 10 DM monatlich erhalten 36 679 Wohngeld- 
empfänger (6,8 %). Die höchsten Wohngeldbeträge 
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von monatlich 150 DM und mehr wurden an 3840 i 
Haushalte gezahlt (0,7 %). Drei viertel dieser Haus- i 
halte waren Familien mit fünf und mehr Familien- 
mitgliedern. I 

Bei den Lastenzuschußempfängern erhielten 28 °/o , 
der Haushalte ein monatliches Wohngeld unter j 
40 DM, 34 °/o einen Betrag von 40 bis unter 80 DM ! 
und fast 38 °/o über 80 DM. | 

Im einzelnen wird auf die als Anlage 3 beigefügte 
zusammenfassende Übersicht aus der Wohngeldsta- 
tistik verwiesen. 


6. Wohnverhältnisse der Haushalte, die Wohngeld 
in Anspruch nehmen 

a) Altbau- und N eubauwohnungen 

Am Jahresende 1966 wohnten 69,5 °/o der Mietzu- 
schußempfänger in Wohnungen, die seit Mitte 1948, 
also seit der Währungsreform, bezugsfertig gewor- 
den sind. Nur 30,5 % lebten in Altbauwohnungen 
(Ende 1965 - 28 °/o). 

Da der Gesamtwohnungsbestand zu etwa 50 % aus 
Altbauten besteht, bewohnten die Mietzuschußemp- 
fänger in relativ stärkerem Maße Neubauwohnun- 
gen. Die Lastenzuschüsse werden ohnehin fast aus- 
schließlich an Berechtigte in Neubauwohnungen ge- 
zahlt. 

b) Sozialwohnungen, steuerbegünstigte und frei 
finanzierte Wohnungen 

In Sozialwohnungen lebten Ende 1966 41,3 °/o aller 
Familien, die Mietzuschüsse bezogen (Ende 1965 
44,5 °/o). Es handelte sich dabei zum überwiegenden 
Teil um Wohnungen, die erst ab 1. Januar 1957, 
also auf Grund des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, 
gefördert worden sind. 

Der Anteil der Mietzuschußempfänger in frei finan- 
zierten oder steuerbegünstigten Wohnungen 
(28,2 %>) war annähernd so groß wie der Anteil in 
Altbauwohnungen. 

Näheres zu a) und b) ergibt sich aus der als An- 
lage 4 beigefügten zusammenfassenden Übersicht 
aus der Statistik. 

c) Wohnungsgröße 

Wenn man die Größe der Haushalte, die Wohngeld 
in Anspruch nehmen und die Größe ihrer Wohnun- 
gen vergleichen will, ist folgendes zu berücksichti- 
gen. 

Bei der Berechnung des Wohngeldes wird die Miete 
oder Belastung nur insoweit berücksichtigt, als sie 
auf die „benötigte Wohnfläche" entfällt (§13 Abs. 1 
WohngeldG). Die benötigte Wohnfläche wird von 
der Bewilligungsstelle im Einzelfall festgesetzt. Das 
Wohngeldgesetz gibt in § 13 Abs. 3 jedoch Maß- 
stäbe in Form einer Sollvorschrift. 

Danach sollen folgende Wohnflächen als benötigt 
anerkannt werden: 


Für Alleinstehende bis zu 40 Quadratmetern, für 
einen. Haushalt mit zwei Familienmitgliedern bis zu 
50 Quadratmetern, für einen Haushalt mit drei Fa- 
milienmitgliedern bis zu 65 Quadratmetern, für 
einen Haushalt mit vier Familienmitgliedern bis zu 
80 Quadratmetern und für jedes weitere zum Haus- 
halt rechnende Familienmitglied je 10 Quadratmeter 
mehr. 

Für körperlich und geistig behinderte oder dauernd 
erkrankte Familienmitglieder soll außerdem zusätz- 
licher Wohnraum anerkannt werden. Außerdem 
bleibt ein Todesfall in der Familie im laufenden 
und in den beiden folgenden Bewilligungszeiträu- 
men ohne Einfluß auf die benötigte Wohnfläche 
(§ 13 Abs. 4 und 5). 

Die Haushalte, denen bei der Bemessung der Wohn- 
flächengrenze zusätzlicher Wohnraum gemäß § 13 
Abs. 4 und 5 WohngeldG zuerkannt worden ist, 
machen 2,6 % aller Wohngeldempfänger aus. Sie 
bleiben bei den folgenden Ausführungen außer Be- 
tracht. 

Mietzuschüsse werden vorwiegend von den Inha- 
bern kleinerer Wohnungen in Anspruch genommen. 
Aus der Statistik — Stand 12. Dezember 1966 — 
(siehe als Anlage 5 beigefügte Übersicht) ergibt 
sich, daß 72,7 °/o aller Mietzuschußempfänger Inha- 
ber kleinerer Wohnungen mit einer Wohnfläche bis 
zu 65 qm sind. 

Bei den Mietzuschußempfängern in Altbauwohnun- 
gen betrögt der Anteil in den Wohnungsgrößen bis 
zu 65 qm sogar 86,9 % gegenüber 66,5 °/o in den 
Neubauwohnungen. 

Die Lastenzuschußempfänger haben im allgemeinen 
größere Wohnungen als die Mietzuschußempfänger. 
Von ihnen haben 61,1 °/o Wohnflächen von über 
65 bis 100 qm zur Verfügung. 

Wenn man von der Haushaltsgröße ausgeht (siehe 
Übersicht in der Anlage 6), ist zunächst bemerkens- 
wert, daß von den alleinstehenden Mietzuschußemp- 
fängern 59,2 °/o Wohnungen bis zu 40 qm haben. 
Das ist die benötigte Wohnfläche für Einpersonen- 
haushalte. Alle anderen Alleinstehenden nehmen 
somit Wohnraum über die benötigte Wohnfläche 
hinaus in Anspruch. 

Die Zweipersonenhaushalte haben zu 32,9 °/o Woh- 
nungen in der Größe von über 40 bis 50 qm und zu 
39 °/o Wohnungen, die 50 bis 65 qm groß sind (be- 
nötigte Wohnfläche bis zu 50 qm). 

Auch bei den Dreipersonenhaushalten liegt die 
Wohnflächengrenze (bis zu 65 qm) in der Mitte der 
beiden Hauptgruppen. In Wohnungen von über 50 
bis 65 qm wohnen 43,4 % dieser Familien, 38 °/o 
beanspruchen eine Wohnfläche von über 65 bis 
80 qm. 

Bei den Lastenzuschußempfängern haben bereits die 
Zweipersonenhaushalte überwiegend eine Wohn- 
fläche zwischen 50 und 80 qm zur Verfügung. Die 
Haushalte mit drei Angehörigen bewohnen haupt- 
sächlich 65 bis 90 qm Wohnraum. 

Daß Lastenzuschußempfänger im allgemeinen grö- 
ßere Wohnungen haben als Mietzuschußempfänger, 
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wird besonders deutlich bei den Haushalten mit 9 
und mehr Familienmitgliedern. Während bei den 
Mietzuschußempfängern nur 8,7 °/o dieser großen 
Familien Wohnungen über 120 qm haben, sind es 
bei den Lastenzuschußempfängern 32,9 °/o. 

d) Benötigte Wohnfläche gemäß § 13 Abs. 3 

WohngeldG 

Ein großer Teil der Wohngeldempfänger lebt in 
Wohnungen, deren Größe die benötigte Wohn- 
fläche im Sinne des § 13 Abs. 3 WohngeldG über- 
schreitet. Von den Einpersonenhaushalten, die Miet- 
zuschüsse beziehen, haben 40,8 % Wohnungen, die 
über der Grenze liegen. Bei den Zweipersonenhaus- 
halten sind es sogar 50 %, bei den Haushalten mit 
drei Familienmitgliedern 44,4 %. 

Bei den Lastenzuschüssen ist der Anteil der Be- 
rechtigten, deren Eigenheime oder Eigentumswoh- 
nungen die Wohnflächengrenze überschreiten, noch 
höher. Beispielsweise — das ist der Spitzenwert — 
überschreiten 83,5 °/o der Zweipersonenhaushalte die 
Wohnflächengrenze. Diese Erscheinung erstreckt 
sich hier jedoch noch auf die Haushalte bis zu acht 
Familienmitgliedern. In dieser Gruppe liegen immer 
noch 28,4 % über der Wohnflächengrenze. 

Andererseits haben sehr viele, vor allem große Fa- 
milien, Wohnungen, die wesentlich unter der vom 
Gesetz als notwendig anerkannten Größenordnung 
liegen. 

Bei einem Haushalt mit fünf Familienmitgliedern er- 
kennt das Gesetz beispielsweise bis zu 90 qm als 
benötigte Wohnfläche an. Nur 25 % der Mietzu- 
schußempfänger dieser Gruppe haben jedoch Woh- 
nungen unmittelbar unter dieser Grenze (über 80 
bis 90 qm). 61 % dagegen leben in Wohnungen, die 
kleiner sind als 80 qm. 

Bei den Haushalten mit mehr als fünf Angehörigen 
leben von den Mietzuschußempfängern in Woh- 
nungen unter 80 qm: 

50,1 % der Haushalte mit 6 Familienmitgliedern 
(benötigte Wohnfläche bis zu 100 qm); 

45,9 % der Haushalte mit 7 Familienmitgliedern 
(benötigte Wohnfläche 110 qm); 

46,3 % der Haushalte mit 8 Familienmitgliedern 
(benötigte Wohnfläche bis zu 120 qm); 

42,7 % der Haushalte mit 9 und mehr Familienmit- 
gliedern 

(benötigte Wohnfläche bis zu 130 qm). 

e) Höhe der Miefen und Belastungen 

Die Mietzuschußempfänger wohnen überwiegend in 
Wohnungen mit relativ niedrigen Mieten. Wenn 
man die nach dem Stand vom 31. Dezember 1966 
von den Mietzuschußempfängern gezahlten Qua- 
dratmeter-Mieten (siehe Anlage 4) allerdings mit 
denen von 1965 vergleicht, so sind einige Verschie- 
bungen zu höheren Quadratmeter-Mieten zu erken- 
nen. Dies gilt vor allem für Altbauwohnungen, bei 
denen diese Entwicklung mit den Mietanpassungen 
im Altwohnungsbestand zusammenhängt. 


Für Altbauwohnungen zahlten Ende 1965 mehr als 
die Hälfte (51,2%)), Ende 1966 nur noch 32,2% der 
Mietzuschußempfänger Quadratmeter-Mieten unter 
1 ,50 DM. Bei 38,8 % der Mietzuschußempfänger in 
Altbauwohnungen betrug die Miete Ende 1966 1,50 
bis unter 2 DM. Somit zahlten am Jahresende 1966 
71 % der Mietzuschußempfänger in Altbauwohnun- 
gen unter 2 DM Miete für den Quadratmeter (Ende 
1965 80,3 %). 

Die Mietzuschußempfänger in Sozialwohnungen 
zahlten Ende 1966 zu 67,1 % Mieten zwischen 1,50 
bis unter 2,50 DM je Quadratmeter. Zu 17,3 % 
machte ihre Miete 2,50 DM bis unter 3 DM aus. 
Quadratmeter-Mieten von 3 DM und mehr zahlten 
in Sozialwohnungen nur 4,8 % der Mietzuschuß- 
empfänger. 

Von den Mietzuschußempfängern in frei finanzierten 
und steuerbegünstigten Wohnungen zahlten dem- 
gegenüber 46,9 % Mieten über 3 DM. 

Von den Empfängern von Lastenzuschüssen mußten 
Ende 1966 rd. 43% eine monatliche Belastung von 
2 bis unter 3 DM je Quadratmeter und nahezu 33 % 
eine höhere Belastung tragen. 


VI. Verwaltung und Verfahren 

1. Durchgreifende Vereinfachung nur durch Geset- 
zesänderung 

Ein Gesetz wie das Wohngeldgesetz kann seinen 
Zweck nur dann voll erfüllen, wenn es in einem 
möglichst einfachen, schnellen und billigen Verfah- 
ren ausgeführt wird. Eines der Ziele der am 12. Fe- 
bruar 1965 vom Bundestag beschlossenen Neurege- 
lung dieses Rechtsgebietes in Form des heute gel- 
tenden Wohngeldgesetzes war es gerade, gegen- 
über dem vorher bestehenden Rechtszustand zur 
Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens 
und zur Verringerung des Verwaltungsaufwandes zu 
kommen. 

Dieses Ziel ist nicht in dem gewünschten und er- 
forderlichen Umfange erreicht worden. Die Stel- 
lungnahmen der Länder zur Frage, ob eine Novel- 
lierung des Gesetzes erforderlich ist (Abschnitt III 
Nr. 2) ergeben bereits, daß das Bewilligungsverfah- 
ren auch nach Überwindung der unvermeidlichen 
Umstellungs- und Anlaufschwierigkeiten immer noch 
zu kompliziert und langwierig und der Verwaltungs- 
aufwand zu hoch ist. Die Länder vertreten die Auf- 
fassung, daß eine durchgreifende Vereinfachung des 
Bewilligungsverfahrens nur durch eine Änderung 
des Gesetzes möglich sei. 

Allerdings meinen die Länder auch, daß es bereits 
im Rahmen des geltenden Gesetzes durch entspre- 
chende Bemühungen bis zu einem gewissen Grade 
möglich sei, das Verfahren zu vereinfachen und zu 
beschleunigen und den Verwaltungsaufwand zu ver- 
ringern. Dieser Prozeß hat seit dem Ersten Wohn- 
geldbericht weitere Fortschritte gemacht. 

Der auf längere Sicht für erforderlich gehaltenen 
Vereinfachung durch Gesetzesänderung sind Gren- 
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zen gesetzt, weil bei einem Gesetz, das wie das 
Wohngeldgesetz seiner Zielsetzung nach die indivi- 
duellen Verhältnisse der Anspruchsberechtigten be- 
rücksichtigen soll, ein gewisses Maß an Verwal- 
tungsaufwand immer unvermeidlich sein wird (siehe 
Abschnitt IV Nr. B). 

Deshalb ist die Frage besonders wichtig und auf- 
schlußreich, durch welche Verwaltungsmethoden 
ohne Gesetzesänderung die Anwendung des Geset- 
zes erleichtert und der Verwaltungsaufwand ver- 
ringert werden kann und inwieweit dies bisher ge- 
schehen ist. 


2. Geschäftslage bei den Bewilligungsstellen 

a) Verwaltungsaufwand 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitt B II Nr. 6) 

Die meisten Länder berichten, daß sich der Ver- 
waltungsaufwand (Personal- und Sachkosten) ver- 
ringert hat (Bremen, Hamburg, Hessen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein). 
Dabei nennen nur wenige Länder Zahlen. 

Bremen teilt mit, daß die Bearbeitung des Wohn- 
geldes im Jahre 1966 Kosten in Höhe von ca. 15% 
des ausgezahlten Wohngeldes verursacht habe. Im 
Ersten Wohngeldbericht sind 25 % genannt. 

Nordrhein-Westfalen hat verschiedene Bewilligungs- 
behörden befragt, in deren Zuständigkeitsbereich 
etwa V 4 der Einwohner des Landes leben. Nach dem 
Ergebnis dieser Erhebung wird der Verwaltungs- 
aufwand im Jahre 1966 für den Bereich des ganzen 
Landes auf 13,5% des ausgezahlten Wohngeldbe- 
trages geschätzt, gegenüber 16,9% im zweiten Halb- 
jahr 1965. 

Während sich somit in Nordrhein-Westfalen, wenn 
man vom Verhältnis der Verwaltungskosten zu den 
Wohngeldauszahlungen ausgeht, der Verwaltungs- 
aufwand beachtlich verringert hat, ist der Rückgang 
des durchschnittlichen Verwaltungsaufwandes für 
jeden entschiedenen Antrag nur gering. Im Jahre 
1966 betrug er 38 DM gegenüber 38,80 DM im zwei- 
ten Halbjahr 1965. 

Rheinland-Pfalz berichtet, daß sich das Verhältnis 
der Verwaltungskosten zu den Aufwendungen für 
das Wohngeld von ca. 26,7 % (Erster Wohngeld- 
bericht) auf ca, 19% verringert habe. Dies sei je- 
doch nur durch das Ansteigen der Aufwendungen 
für das Wohngeld bedingt. 

Diese wenigen Zahlen lassen bereits darauf schlie- 
ßen, daß der Verwaltungsaufwand in den einzelnen 
Bundesländern sehr unterschiedlich ist. Hessen 
weist in seinem Erfahrungsbericht außerdem dar- 
auf hin, daß selbst bei den einzelnen Bewilligungs- 
stellen erhebliche Unterschiede hinsichtlich des Ver- 
waltungsaufwandes bestehen. Beides bestätigt die 
Feststellungen, die schon im Ersten Wohngeldbe- 
richt getroffen wurden. 

Allerdings gelten auch weiterhin alle bereits im 
Ersten Wohngeldbericht gemachten Vorbehalte, Zu- 
verlässige Angaben über den Verwaltungsaufwand 
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und ein echter Vergleich zwischen den einzelnen 
Ländern sind auch heute noch nicht möglich. 

Im Ersten Wohngeldbericht waren, wenn auch be- 
reits mit Vorbehalten, für alle Länder die Verwal- 
tungskosten in Verhältnis gesetzt zu den ausgezahl- 
ten Wohngeldbeträgen. Gegen diese Methode sind 
bereits damals von den Ländern Bedenken geltend 
gemacht worden. In den für den Zweiten Wohngeld- 
bericht abgegebenen Stellung nahmen wird diese 
Methode erneut beanstandet. Bestätigt werden 
diese Bedenken durch die vorstehend genannten 
Ergebnisse aus Nordrhein-Westfalen und Rhein- 
land-Pfalz. 

Die Bemessung des Verwaltungsaufwandes nach 
Prozentsätzen des Wohngeldaufwandes ist vor al- 
lem deshalb kein geeigneter Maßstab, weil dabei 
die unterschiedliche Höhe des an die einzelnen Be- 
rechtigten gezahlten Wohngeldes die abgelehnten 
Anträge und die erteilten Auskünfte nicht berück- 
sichtigt werden. 

Ein Ansteigen der Wohngeldaufwendungen führt, 
w r ie die Angaben des Landes Rheinland-Pfalz zei- 
gen, nicht unbedingt zu einem gleich starken An- 
steigen der Verwaltungskosten. 

Berlin regt aus diesen Gründen an, künftig den 
durchschnittlichen Verwaltungsaufwand für einen 
Antrag dem durchschnittlichen Wohngeldaufwand 
für eine Bewilligung gegenüberzustellen. Der sich 
daraus ergebende Prozentsatz sei ein zuverlässige- 
rer Maßstab für den Verwaltungsaufwand als die 
bisherige Methode. Außerdem sei es erforderlich, 
die Verwaltungskosten nach einem einheitlichen 
Schema zu berechnen, das alle Elemente enthalten 
müsse, aus denen sich der Verwaltungsaufwand zu- 
sammensetze. 

Gerade beim Wohngeldgesetz hat der Verwaltungs- 
aufwand in der Öffentlichkeit von Anfang an eine 
besondere Rolle gespielt. Das Gesetz gilt in der 
öffentlichen Meinung weitgehend als Prototyp eines 
Gesetzes, bei dem der Verwaltungsaufwand unver- 
hältnismäßig hoch ist. 

Deshalb ist es dringend erforderlich, zu einer zu- 
verlässigen Beurteilung des notwendigen Verwal- 
tungsaufwandes bei diesem Gesetz zu kommen. Zu- 
nächst fehlte es dazu an den Voraussetzungen, weil 
die erste Zeit nach Inkrafttreten eines Gesetzes zu- 
meist nicht Maßstab für die endgültige Höhe der 
Verwaltungskosten sein kann. 

Gerade beim Wohngeldgesetz waren die Anfangs- 
schwierigkeiten besonders groß. Die große Zahl der 
Anträge zwang die Bewilligungsstellen, mit der Be- 
arbeitung Mitarbeiter zu betrauen, die noch nicht 
die erforderlichen Vorkenntnisse hatten und sich 
erst einarbeiten mußten. Außerdem war die Bevöl- 
kerung noch nicht mit dem Gesetz vertraut, was 
dazu führte, daß die Bewilligungsstellen in über- 
durchschnittlichem Umfange beratend tätig werden 
mußten. Schließlich überwogen die Neuanträge. In- 
zwischen hat sich deren Anteil erheblich zugunsten 
der Weitergewährungsanträge verschoben, die viel 
weniger Verwaltungsaufwand erfordern. 
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Die jetzt eingetretene Normalisierung legt es nahe, 
die Frage des Verwaltungsaufwandes beim Wohn- 
geldgesetz neu zu überprüfen und dabei möglichst 
zuverlässige Methoden anzuwenden. Sehr auf- 
schlußreich könnte dabei auch ein Vergleich mit den 
Verwaltungskosten anderer Leistungsgesetze sein. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau wird sich in Zusammenarbeit mit der Ar- 
beitsgemeinschaft der für das Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständigen obersten Landesbehör- 
den (ARGEBAU) nachdrücklich darum bemühen, 
einen brauchbaren Bewertungs- und Vergleichsmaß- 
stab zu finden und möglichst rationelle und zuver- 
lässige Methoden zur Ermittlung der Verwaltungs- 
kosten vorzuschlagen. 

Dabei sind allerdings auch jetzt noch Grenzen ge- 
setzt, weil der Prozeß der Umstellung auf die Ver- 
wendung elektronischer Datenverarbeitungsanlagen 
im Wohngeldverfahren noch im Gange ist. 

b) Personalentwicklung 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitt B 2 Nr. 4) 

Für den Verwaltungsaufwand, aber auch für die 
schnelle Bearbeitung der Anträge ist die Personal- 
entwiddung bei den Bewilligungsstellen von großer 
Bedeutung. Sie ist in der Berichtszeit unterschiedlich 
verlaufen. 

Nach Inkrafttreten des Wohngeldgesetzes war, wie 
der Erste Wohngeldbericht zeigt, gegenüber 1964 
in nahezu allen Ländern durchschnittlich eine Ver- 
doppelung des Personals der Bewilligungsstellen 
erforderlich. Die Ursache lag in der Erweiterung der 
vorher geltenden Regelungen, in der fortschreiten- 
den Liberalisierung des Wohnungsmarktes und in 
dem durch dies beides bedingten Ansteigen der 
Wohngeldanträge um mehr als 100%. Das erfor- 
derliche zusätzliche Personal war nur unter Schwie- 
rigkeiten zu gewinnen. 

Inzwischen ist die Personalentwicklung zum Still- 
stand gekommen oder sogar rückläufig. Kein Land 
meldet generelle Personalschwierigkeiten. 

Zum Teil konnte die Zahl der Mitarbeiter der Be- 
willigungsstellen trotz des Ansteigens der Zahl der 
Anträge sogar verringert werden. So in Hamburg 
infolge der Umstellung auf elektronische Daten- 
verarbeitung. 

In Bremen mußte die Zahl der Mitarbeiter dagegen 
vergrößert werden. Dort waren am 1. Februar 1967 
ständig 47 Mitarbeiter mit der Beabeitung von 
Wohngeldantägen befaßt, d. h. 13 Mitarbeiter mehr 
als zum gleichen Zeitpunkt des Vorjahres, weil er- 
hebliche Rückstände aufgearbeitet werden mußten. 

c) Geschäftsanfall, Bearbeitungsdauer bei Wohn - 
geldanträgen 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitt B II Nr. 4) 

Die Umstellung auf das neue Wohngeldgesetz, ins- 
besondere das Ansteigen der Zahl der Anträge um 
mehr als 100 %> nach Inkrafttreten des Gesetzes, und 
die dadurch bedingten Personalschwierigkeiten ha- 


ben zunächst zu erheblichen Arbeitsrückständen bei 
den Bewilligungsstellen geführt. Die Folge war, daß 
die Antragsteller oft sehr lange auf eine Entschei- 
dung warten mußten. Der Bundestagsausschuß für 
Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau und 
Wohnungswesen hat jedoch schon in seiner Stel- 
lungnahme zum Ersten Wohngeldbericht festge- 
stellt, daß die Umstellungsschwierigkeiten weit- 
gehend überwunden seien. Die »Statistik und die 
Erfahrungsberichte der Länder für den Zweiten 
Wohngeldbericht bestätigen dies und lassen eine 
weitere Normalisierung erkennen. 

Die als Anlage 7 beigefügte Übersicht zeigt, wie 
viele unerledigte Wohngeldanträge Anfang des 
Jahres 1966 noch bei den Bewilligungsstellen Vor- 
lagen, wie viele Anträge im Laufe des Jahres neu 
gestellt worden sind, wie viele Antragsteller einen 
abschließenden Bescheid erhielten und wie die Be- 
scheide lauteten. Dabei sind zum Vergleich auch 
die Zahlen für 1965 genannt. Im Jahre 1966 sind 
etwas weniger Wohngeldanträge gestellt worden 
als 1965. Wegen der Rückstände am Anfang des 
Jahres waren jedoch rd. 22 °/o mehr Anträge zu 
bearbeiten als im Vorjahr. 

Trotzdem waren die Arbeitsrückstände Ende 1966 
mit rd. 110 000 unerledigten Anträgen wesentlich 
kleiner als Ende 1965 mit rd. 372 000' Anträgen. Die 
Zahl der unerledigten Anträge am Jahresende 1966 
entspricht, gemessen an der' durchschnittlichen Lei- 
stung in diesem Jahr, etwa dem Arbeitsvolumen 
eines Monats und kann als normal angesehen wer- 
den. 

Dementsprechend berichten die Länder, insbeson- 
dere Bremen, Hamburg, Hessen und Schleswig- 
Holstein, daß Arbeitsrückstände weitgehend aufge- 
arbeitet worden sind und die Bearbeitungszeit ver- 
kürzt werden konnte. Dabei teilt Bremen mit, daß es 
von wenigen Ausnahmen abgesehen, etwa zwei Mo- 
nate dauert, bis über einen Antrag abschließend ent- 
schieden wird. 

Eine andere Frage ist es, wie viel Arbeitsaufwand 
die Bearbeitung eines einzelnen Antrages erfordert. 
Hessen hebt hervor, daß die Prüfung der einzelnen 
Anträge durch die Sachbearbeiter wegen der Kom- 
pliziertheit des Gesetzes und wegen der immer 
wieder neu auftretenden Zweifelsfragen recht zeit- 
raubend sei. Rheinland-Pfalz berichtet, daß Anträge 
auf M i e t Zuschuß im allgemeinen relativ schnell 
bearbeitet werden könnten, weil viele Zweifels- 
fragen geklärt seien. Allerdings gäbe es immer 
wieder Einzelfälle, die langwierige Erhebungen 
erforderten. Demgegenüber sei bei den Lastenzu- 
schüssen generell die Bearbeitung langwierig. Eine 
zügigere Lastenberechnung sei erst durch die dies- 
bezügliche Rechtsverordnung zu erwarten. Diese 
Rechtsverordnung ist inzwischen erlassen worden 
(siehe Abschnitt VI Nr. 3 a). 

Die Leistungskraft der Bewilligungsstellen scheint 
erheblich gestiegen zu sein. Im Jahre 1966 sind 
beinahe 68% mehr Anträge abschließend bear- 
beitet worden als 1965. Dabei zeigt sich allerdings 
eine erhebliche Verschiebung von Erstanträgen zu 
Weitergewährungsanträgen. 
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Von den 1965 abschließend bearbeiteten Anträgen 
waren 44% bewilligte Erstanträge. Im Jahre 1966 
sank dieser Anteil auf etwas über 34 %. Dagegen 
stieg der Anteil der Weitergewährunqen von 25 % 
auf 37 %. 

Die Arbeit der Bewilligungsstellen wird dadurch 
erschwert, daß der Antragseingang unregelmäßig 
ist. Zum 1. April 1966 mußten wegen des Ablaufs 
des einjährigen Bewilligungszeitraumes alle Anträge 
neu gestellt werden, die erstmalig vor dem 30. Sep- 
tember 1965 gestellt worden waren und die gemäß 
der Ubergangsregelung zur rückwirkenden Zah- 
lung von Wohngeld ab 1. April 1965 geführt hatten. 

Aufschlußreich für die Beurteilung der Wirkung 
des Wohngeldgesetzes wäre ein Überblick über die 
Gründe, die zur Ablehnung oder Versagung von 
Wohngeldanträgen führen. Im Jahre 1966 sind rd. 
258 OiOO Ablehnungen oder Versagungen ausge- 
sprochen worden, daß sind rd. 20% der erteilten 
Bescheide. Aus der Statistik läßt sich nichts über 
die Gründe der Ablehnungen oder Versagungen 
entnehmen. 

3. Vereinfachung des Verfahrens und Verringerung 
des Verwaltungsaufwandes ohne Gesetzesände- 
rung 

Die Länder nennen in ihren Erfahrungsberichten fol- 
gende Faktoren, die bei der bisher bereits erreich- 
ten Beschleunigung des Verfahrens und Verringe- 
rung des Verwaltungsaufwandes eine Rolle gespielt 
haben und aus denen sich auch Möglichkeiten für 
eine weitere Rationalisierung ohne Gesetzesände- 
rung ergeben. In erster Linie die Verwendung von 
elektronischen Datenverarbeitungsanlagen; sodann 
die Konzentration der Bewilligungstätigkeit. Ferner: 
Fortbildung der Mitarbeiter in den Bewilligungs- 
stellen; Erleichterung des Gesetzesvollzuges durch 
erläuternde, Zweifelsfragen klärende Erlasse und 
Verwaltungsvorschriften; zweckmäßige Ausgestal- 
tung der Vordrucke. 

Außerdem halten es die Länder für möglich, durch 
Rechtsverordnungen der Bundesregierung die An- 
wendung des Wohngeldgesetzes zu erleichtern. 

a) Rechtsverordnungen der Bundesregierung 

Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitt V Nr. 4) 

Nach Ansicht der Länder kann der Vollzug des 
Wohngeldgesetzes durch Rechtsverordnungen des 
Bundes, zu deren Erlaß die Bundesregierung in § 42 
WohngeldG ermächtigt ist, erheblich erleichtert 
werden. Als vorrangig haben die Länder eine 
Rechtsverordnung angesehen, welche die Berech- 
nung der Lasten bei Anträgen auf Lastenzuschüsse 
regelt. 

Inzwischen ist die Rechtsverordnung als Erste 
Durchführungsverordnung zum Wohngeldgesetz 
(Verordnung über die Wohngeld-Lastenberechnung) 
vom 4. August 1967 erlassen worden (BGBl. I 
S. 885). Sie ist am 1. Dezember 1967 in Kraft getre- 
ten. 


Bisher galten hierfür gemäß § 42 Abs. 2 WohngeldG 
die Vorschriften der Zweiten Berechnungsverord- 
nung, deren Anwendung im Wohngeldverfahren 
sich als schwierig erwiesen hat. 

Die Vereinfachungen der neuen Verordnung be- 
stehen vor allem darin, daß feste Pauschalen für 
die Instandhaltungskosten (4,20 DM) und für Be- 
triebskosten (2,50 DM) vorgesehen sind. Außerdem 
wird die Berechnung der Belastung aus dem Kapi- 
taldienst wesentlich vereinfacht. Durch die Be- 
schränkung der einzusetzenden Zinsen und Tilgun- 
gen auf eine Gesamtannuität von höchstens 8 % 
werden für viele Antragsteller die nachteiligen Wir- 
kungen gemildert, die sich in Zusammenhang mit 
der Ausschlußvorschrift des § 28 a des Wohngeld- 
gesetzes bei einer schnell tilgbaren Finanzierung, 
insbesondere bei Bausparkassen-Darlehen ergaben. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau hat inzwischen die Vorarbeiten für eine 
weitere Rechtsverordnung zum Wohngeldgesetz 
aufgenommen. 

Sie soll nähere Vorschriften über die Ermittlung der 
Miete und des Mietwertes nach § 11 WohngeldG, 
insbesondere über die Festsetzung von Pauschbe- 
trägen für die nach § 11 Abs. 2 außer Betracht blei- 
benden Beträge enthalten. Dadurch sollen u. a. die 
Schwierigkeiten beseitigt werden, die bei der Be- 
rechnung des Mietanteils entstehen, wenn Unter- 
mieter und Bewohner von Wohnheimen, insbeson- 
dere Altenheimen, ein Pauschalentgelt für Woh- 
nung und Nebenleistungen erbringen, ohne daß 
eine Aufschlüsselung der einzelnen Leistungen er- 
folgt ist (siehe auch Abschnitt VII Nr. 3). 

b) Elektronische Datenverarbeitung 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitt B V 
Nr. 2 b) 

aa) 

Seit dem Ersten Wohngeldbericht ist die Verwen- 
dung elektronischer Datenverarbeitungsanlagen 
beim Vollzug des Wohngeldgesetzes weiter fort- 
geschritten. 

Dieser Prozeß ist aber noch nicht abgeschlossen. Die 
hierdurch möglichen Einsparungen an Verwaltungs- 
kosten sind bisher noch nicht überall voll ausge- 
schöpft worden. 

bb) 

Bevor ein überblick über den Stand in den einzel- 
nen Ländern gegeben wird, sind einige Erläuterun- 
gen erforderlich. 

Es gibt bei der Verwendung elektronischer Daten- 
verarbeitungsanlagen beim Wohngeldgesetz vier 
Arbeitsabschnitte : 

1. Datenermittlung 

Sie umfaßt vor allem die Feststellung und Prü- 
fung der Tatsachen, von denen die Gewährung 
des Wohngeldes abhängt. 

Eine Automation ist in diesem Arbeitsabschnitt 
nicht möglich. Dabei wirken sich gerade hier die 


22 



Drucksache V/2399 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


komplizierten Vorschriften über die Einkom- 
mensermittlung aus. Insoweit wäre es sinnvoll 
und möglich, durch Änderungen des Gesetzes 
das Verfahren zu rationalisieren. 

Andere Verwaltungsarbeiten, die das Wohn- 
geldgesetz erforderlich macht, sind programmier- 
bar, ja sogar besonders typische Arbeiten für die 
elektronische Datenverarbeitung. 

2. Datenerfassung 

Dabei werden die ermittelten Daten zur Eingabe 
in eine elektronische Datenverarbeitungsanlage 
auf Datenträger übertragen. 

Das Verfahren ist unterschiedlich. Erfaßt wer- 
den müssen die Daten für die Einkommensberech- 
nung, für die zu berücksichtigende Miete oder 
Belastung, für die Wohnflächenberechnung, für 
die Erteilung des Bescheides und für die Sta- 
tistik. 

Diese Tätigkeit läßt sich nur teilweise maschinell 
erledigen. 

3. Berechnung des Wohngeldes. 

4. „Zahlbarmachung". 

Elektronische Datenverarbeitungsanlagen werden in 
vier verschiedenen Organisationsformen verwen- 
det: 

1. Lohnarbeitsverfahren 

Dabei obliegt die Datenermittlung ausschließlich 
der Verwaltung. Die Datenerfassung wird ent- 
weder von der Verwaltung oder zusammen mit 
der Datenverarbeitung im Lohnarbeitsverfahren 
durchgeführt. 

2. Datenverarbeitung durch eine Anlage der Ge- 
meinde, des Gemeindeverbandes oder der zen- 
tralen Bewilligungsstelle (verwaltungseigene 
oder gemietete Anlage). 

3. Datenverarbeitung durch eine Gemeinschaftsan- 
lage mehrerer Gemeinden. 

4. Benutzung einer zentralen Datenverarbeitungs- 
anlage des Landes (dies geschieht in Berlin, 
Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Hol- 
stein). 

cc) 

Wie das Verfahren abläuft, wenn eine zentrale 
elektronische Datenverarbeitungsanlage verwendet 
wird, soll am Beispiel des Landes Schleswig-Hol- 
stein gezeigt werden: 

1. Die Zuständigkeit der Gemeinden und — soweit 
eine Übertragung nach der Amtsordnung erfolgt 
ist — der Ämter bleibt erhalten; sie bleiben Be- 
willigungsstellen. Die Bescheide ergehen wie 
bisher unter ihrem Namen. 

2. Die Bewilligungsstellen nehmen die Anträge 
entgegen, überprüfen die Angaben auf ihre Rich- 
tigkeit, bestimmen die für die Ermittlung des 
Einkommens in Frage kommende Methode, tref- 


fen ggf. erforderliche Ermessensentscheidungen 
und stellen fest, ob Versagungsgründe nach 
§ 23 a ff. WohngeldG vorliegen. Sodann signie- 
ren sie die für die Ablochung bestimmten Felder 
und übersenden die Anträge mit Prüfvermerken 
gesammelt einmal im Monat an die „Ansprech- 
stelle Wohngeld" im zuständigen Landesministe- 
rium. 

3. Hier wird eine Vorprüfung auf Vollständigkeit 
der erforderlichen Angaben durchgeführt. So- 
dann gehen die Anträge an das Rechenzentrum 
zur weiteren Bearbeitung. 

4. Das Rechenzentrum locht die Anträge ab und 
stellt maschinell fest, ob eine positive oder nega- 
tive Entscheidung zu treffen ist. Bei Bewilligung 
wird neben den Zahlen für die Berechnung die 
bewilligte Endsumme ausgedruckt. Bei Ableh- 
nung wird der Ablehnungsgrund ausgedruckt. 
Das Rechenzentrum setzt in den Kopf des Be- 
scheides die Bezeichnung der beauftragenden Be- 
willigungsstelle. Es tritt nach außen selbst nicht 
in Erscheinung. 

5. Der Originalbescheid wird vom Rechenzentrum 
unmittelbar an den Antragsteller geschickt. Der 
Antrag geht mit dem Doppel des Bescheides an 
die B'ewilligungsstelle zurück. 

Der Bescheid ist manuell nachprüfbar, d. h. so- 
wohl der Antragsteller als auch die Bewilli- 
gungstellen können die errechneten Beträge an 
Hand der Angaben des Bescheides nachprüfen. 

6. Das Rechenzentrum bereitet die monatliche Aus- 
zahlung der Beträge vor. Dazu werden Uber- 
weisungsträger und die erforderlichen Auflistun- 
gen geschrieben und an die Wohnungsbaukredit- 
anstalt übersandt. 

Außerdem druckt das Rechenzentrum die Zah- 
lungslisten mit je einer Ausfertigung für Woh- 
nungsbaukreditanstalt, Bewilligungsstelle und 
Ansprechstelle Wohngeld. 

7. Die Wohnungsbaukreditanstalt veranlaßt die 
Auszahlung des Wohngeldes an die Empfangs- 
berechtigten. Die Gemeinde- oder Amtskasse 
braucht nicht tätig zu werden. Zinsverluste ent- 
stehen den Gemeinden und Ämtern daher nicht. 

8. Im Rechenzentrum werden gleichzeitig alle An- 
gaben erfaßt, die für die statistische Auswer- 
tung erforderlich sind. Bearbeitungsblätter brau- 
chen daher nicht ausgefüllt zu werden. 

dd) 

Die Situation in den einzelnen Ländern ist nach den 
für den Zweiten Wohngeldbericht erstatteten Erfah- 
rungsberichten (Stand April 1967) folgende: 

Baden-Württemberg 

Die Bewilligungsstellen gehen mehr und mehr zur 
elektronischen Datenverarbeitung über. 43 der 107 
Bewilligungsstellen haben sich darauf umgestellt, 
und zwar 32 zumeist große Stadt- und Landkreise 
und 11 große Kreisstädte. 
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Bayern 

Die Oberste Baubehörde hat es den für den Voll- 
zug des Wohngeldgesetzes zuständigen Kreisbehör- 
den freigestellt, ob sie sich elektronischer Datenver- 
arbeitungsanlagen bedienen wollen oder nicht. Eine 
zentrale Anlage besteht nicht. Einige Großstädte 
(München, Augsburg, Nürnberg) sind bereits zur 
elektronischen Berechnung übergegangen. Daneben 
hält der Landeskreisverband Bayern seit 1. Januar 
1967 eine Rechenanlage bereit, an die sich zahlreiche 
Kreise auf freiwilliger Basis angeschlossen haben. 

Berlin 

Berlin hat bereits vor dem Inkrafttreten des Wohn- 
geldgesetzes die Mietbeihilfen nach dem Miet- und 
Lastenbeihilfegesetz und nach § 73 II. Wohnungs- 
baugesetz i. d. F. des Gesetzes über Wohnbeihilfen 
vom 29. Juli 1963 mit Hilfe einer elektronischen 
Datenverarbeitungsanlage berechnet. Die Verwen- 
dung der Datenverarbeitungsanlage hat sich gerade 
nach Inkrafttreten des Wohngeldgesetzes im Hin- 
blick auf die dadurch eingetretene erhebliche Steige- 
rung der Zahl der Anträge bewährt. 

Das landeseigene Rechenzentrum wurde kürzlich 
mit einer neuen Maschinenanlage ausgestattet, die 
eine wesentlich größere Speicherkapazität besitzt 
als die vorher eingesetzte Datenverarbeitungsan- 
lage. Es wird erwartet, daß dadurch die Verwal- 
tungskosten, die im Verhältnis zu anderen Bundes- 
ländern bereits gering zu sein scheinen, weiter sin- 
ken. 

Bremen 

In der Stadtgemeinde Bremen ist im Jahre 1966 
die Bearbeitung der Wohngeldanträge auf elek- 
tronische Datenverarbeitung umgestellt worden. Da 
sich dies bewährt hat, erfolgt die Umstellung auch 
für Bremerhaven. 

Hamburg 

Hamburg hat Anfang 1967 mit der Umstellung auf 
elektronische Datenverarbeitung begonnen. 

Hessen 

Hier sind sechs Bewilligungsstellen zum elektroni- 
schen Datenverarbeitungssystem übergegangen, und 
zwar alle hessischen Großstädte mit einer Aus- 
nahme, ein Landkreis und eine kreisangehörige 
Stadt. Von den 54 923 Anträgen im zweiten Halb- 
jahr 1966 entfielen 25 287 ( = 46%) auf diese Bewil- 
ligungsstellen. Knapp die Hälfte aller Wohngeld- 
anträge wurden in Hessen somit mit Hilfe elektro- 
nischer Rechenanlagen bearbeitet. 

Das geschieht im Lohnarbeitsverfahren. Die Landes- 
regierung prüft, ob die Berechnung des Wohngeldes 
und „Zahlbarmachung" durch das Rechenzentrum 
des Landes übernommen werden kann. 


Niedersachsen 

Ein Teil der Bewilligungsstellen (ca. 25 %) ist zur 
elektronischen Datenverarbeitung in eigenen An- 
lagen der Gemeinden oder Lohnarbeitsverfahren 
übergegangen. Die Landesregierung trifft Vorberei- 
tungen, um den Bewilligungsstellen die Beteiligung 
an der zentralen Bearbeitung der Wohngeldanträge 
durch die Datenverarbeitungsanlage der Landesver- 
sicherungsanstalt zu ermöglichen. 

Nordrhein-Westfalen 

In diesem Bundesland wird das Wohngeld seit 
1. Januar 1967 zentral im Rechenzentrum der Lan- 
desfinanzverwaltung berechnet und zahlbar ge- 
macht. Auszahlende und rechnungslegende Stelle 
ist die Oberfinanzkasse Düsseldorf. Wenn die Be- 
willigungsstellen das Wohngeld in eigenen Daten- 
verarbeitungsanlagen oder im Lohnarbeitsverfahren 
berechnen wollen, können sie das auch weiterhin 
tun. Aber auch in diesen Fällen ist spätestens bis 
zum 31. Dezember 1967 die Zahlung des Wohngel- 
des der Oberfinanzkasse zu übertragen. 

Rheinland-Pfalz 

In Mainz werden die Wohngeldanträge mit Hilfe 
einer Datenverarbeitungsanlage bearbeitet. In Lud- 
wigshafen wird das ab Anfang 1968 geschehen. Für 
alle übrigen Bewilligungsstellen ist auf Grund 
eines Beschlusses der Landesregierung vorgesehen, 
daß sie sich der Datenverarbeitungsanlage des Sta- 
tistischen Landesamtes anschließen, die bereits für 
einen Teil der Bewilligungsstellen die Bearbeitung 
der Wohngeldanträge übernommen hat. 

Saarland 

Es ist nicht abschließend entschieden, inwieweit 
sich hier die Einführung der zentralen elektroni- 
schen Berechnung des Wohngeldes empfiehlt. Vier 
Bewilligungsstellen lassen die Wohngeldanträge 
versuchsweise in der Rechenanlage des Statistischen 
Landesamtes bearbeiten. Eine Bewilligungsstelle 
benutzt die Anlage der Gemeinde. 

Schleswig-Holstein 

Die Mehrzahl der Bewilligungsstellen hat sich der 
zentralen elektronischen Datenverarbeitungsanlage 
des Landes angeschlossen. Etwa 95 % aller Wohn- 
geldanträge werden dort bearbeitet (Stand 1. Juli 
1967). Es wird erwartet, daß die noch ausstehenden 
Gemeinden sich ebenfalls anschließen. Die Stadt- 
kreise Kiel, Lübeck, Flensburg und Neumünster be- 
dienen sich eigener elektronischer Anlagen bzw. 
haben bis zur geplanten Einrichtung eigener Anla- 
gen private Unternehmen im Lohnarbeitsverfahren 
eingeschaltet. 

ee) 

Soweit die Länder über ihre Erfahrungen mit der 
elektronischen Datenverarbeitung berichten, ist die 
Beurteilung durchweg positiv. Die Verwendung 
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elektronischer Datenverarbeitungsanlagen wird für 
die beste Möglichkeit gehalten, um bei Durchfüh- 
rung des Wohngeldgesetzes die Verwaltungskosten 
zu senken. 

Allerdings bringt die Umstellung zunächst einige 
Schwierigkeiten und Verzögerungen mit sich und 
macht einige zusätzliche Aufwendungen, z. B. für 
die Schulung der Mitarbeiter, neue Vordrucke, neue 
Verwaltungsvorschriften, erforderlich. Danach ist 
durchweg eine Senkung der Verwaltungskosten, 
insbesondere des Personalbedarfs, und 'eine Be- 
schleunigung und Erleichterung des Arbeitsablaufs 
zu verzeichnen. 

Der Magistrat der Stadt Frankfurt hat beispiels- 
weise berichtet, bei der Beibehaltung des manuellen 
Verfahrens hätten 27 Planstellen geschaffen werden 
müssen. Auf Grund des Übergangs zur elektroni- 
schen Datenverarbeitung seien demgegenüber nur 
10 Planstellen erforderlich gewesen. 

Eine eingehende Untersuchung der kostensparen- 
den Wirkung der elektronischen Wohngeldberech- 
nung hat die Kommunale Gemeinschaftsstelle für 
Verwaltungsvereinfachung (KGSt) vorgenommen. 
Die Ergebnisse hat die KGSt ihren Mitgliedern 
durch Rundschreiben Nr. 2/1967 vom 3. Januar 1967 
mitgeteilt. Sie beruhen auf einer Repräsentativer- 
hebung bei einer Reihe von Bewilligungsstellen. 
Dabei sind genaue Analysen des Arbeitsvorgangs 
und des Kostenaufwandes im Vergleich zwischen 
dem manuellen und den verschiedenen Formen dös 
elektronischen Verfahrens gemacht worden. 

c) Konzentration der Bewilligungstätigkeit 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitt V 
Nr. 2 a) 

Die elektronische Wohngeldberechnung führt, so- 
weit sie in zentralen Rechenzentren vorgenommien 
wird, zwangsläufig zu einer Konzentration eines 
Teiles der Verwaltungsarbeit. 

Darüber hinaus besteht aber die Möglichkeit, vor 
allem dort, wo das Wohngeld noch nicht zentral 
elektronisch berechnet wird, aber auch neben der 
zentralisierten Datenverarbeitung, durch Konzentra- 
tion die Verwaltungsarbeit zu verbilligen und zu 
verbessern. 

Im Ersten Wohngeldbericht ist angeregt worden, 
diese Möglichkeit zu prüfen. Drei Länder haben 
dazu Stellung genommen. 

Berlin berichtet, daß dort nur 12 Bewilligungsstel- 
len bestehen. Diese nehmen die Anträge entgegen 
und prüfen sie. Die Berechnung und Zahlbarma- 
chung wird, wie im vorstehenden Abschnitt darge- 
legt wurde, elektronisch im zentralen Rechenzen- 
trum des Landes vorgenommen. 

Baden- Württemberg hat - — offensichtlich bedingt 
durch die mit Berlin nicht vergleichbaren Verhält- 
nisse — Bedenken gegen die Zusammenlegung von 
Bewilligungsstellen und hat deshalb bisher auch 
davon abgesehen. 


In dem Erfahrungsbericht heißt es: 

„Der Vorzug, bei größeren Bewilligungsstellen er- 
fahrene Sachbearbeiter zu haben, dürfte dem Nach- 
teil für den Antragsteller, weit von der Bewilli- 
gungsstelle entfernt zu wohnen und für Rückfragen 
schwerer zur Verfügung zu stehen, aufwiegem. 
Außerdem ist die Verwaltungskraft der kleineren 
Gemeinden in Baden-Württemberg derart, daß mit 
einer sachgemäßen Bearbeitung gerechnet werden 
kann. 11 

Nordrhein-Westfalen hat in diesem Zusammenhang 
auf ein Spezialproblem hingewiesen. Der Landes- 
rechnungshof hat auf Grund der Prüfung verschiede- 
ner Bewilligungsstellen festgestellt, daß bei An- 
tragstellern, die zur Einkommensteuer veranlagt 
werden, die Ermittlung des Jahreseinkommens für 
kleinere Bewilligungsstellen zu schwierig ist. Der 
Landesrechnungshof schlägt deshalb vor, die Bear- 
beitung dieser Anträge bei größeren Bewilligungs- 
stellen zu konzentrieren, die den auftauchenden 
Rechtsfragen besser gewachsen sind. Der zuständige 
Landesminister wird diesen Vorschlag prüfen. 

d) Fortbildung der Mitarbeiter in den Bewilligungs- 
stellen 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitt II Nr. 4) 

Auch diesmal betonen die Länder in ihren Berich- 
ten, daß die Kompliziertheit des Gesetzes eine hohe 
fachliche Qualifikation der Wohngeldsachbearbei- 
ter voraussetzt. 

Eine einwandfreie Bearbeitung der Wohngeldan- 
träge erfordert nicht nur eine genaue Kenntnis des 
Wohngeldrechts, sondern auch die Kenntnis vieler 
anderer Gesetze, z. B. der Wohnungsbaugesetze, der 
Zweiten Berechnungsverordnung, der Neubaumie- 
tenverordnung, des Wohnungsbindungsgesetzes so- 
wie zahlreicher einschlägiger Erlasse. Es kommt 
hinzu, daß teilweise Ermessensentscheidungen zu 
treffen sind, die eine sorgfältige Abwägung aller 
Umstände notwendig machen. 

Deshalb ist die Fortbildung der Wohngeldsachbe- 
arbeiter eine wesentliche Voraussetzung für eine 
schnelle, reibungslose und möglichst rationelle Be- 
arbeitung der Wohngeldanträge. 

Die im Ersten Wohngeldbericht erwähnten Sachbe- 
arbeiterbesprechungen unter Leitung der zuständi- 
gen Referenten der obersten Landesbehörden sind 
fortgeführt worden. 

Besonders intensiv mußten die Wohngeldsachbear- 
beiter dort unterrichtet werden, wo die Wohngeld- 
berechnung auf elektronische Datenverarbeitung 
umgestellt wurde. 

Das Deutsche Volksheimstätten werk hat in Lehr- 
gängen für Mitarbeiter aus Behörden und aus der 
Wohnungswirtschaft auch Probleme des Wohngeld- 
gesetzes behandelt. 
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e) Verwaltungsvorschriften und Erlasse der Länder , 
Rundschreiben des Bundesministers für Woh- 
nungswesen und Städtebau 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitte II 
Nr. 1 und 3 r III Nr. 1, V Nr. 2 c) 

Die Länder haben unmittelbar nach Inkrafttreten 
des Wohngeldgesetzes Verwaltungsvorschriften er- 
lassen. Darin sind die Zuständigkeiten für Ausfüh- 
rung des Wohngeldgesetzes und Fragen des Ver- 
waltungsverfahrens geregelt (vgl. Artikel 84 Abs. 1 
GG und § 30 WohngeldG) sowie die Vorschriften 
des Gesetzes erläutert. 

Mit dem Übergang auf die elektronische Datenver- 
arbeitung mußten ergänzende Verwaltungsvor- 
schriften erlassen werden. 

Die Länder haben auch weiterhin durch zahlreiche 
Einzelerlasse den Bewilligungsstellen Informationen 
gegeben, Zweifelsfragen geklärt und somit die An- 
wendung des Gesetzes erleichtert. 

Auch der Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau hat wiederum in einer Reihe von Rund- 
schreiben an die für das Wohngeldgesetz zuständi- 
gen obersten Landesbehörden zu Auslegungsfragen 
Stellung genommen. 

Die Rundschreiben werden im Bundesbaublatt ver- 
öffentlicht, soweit sie von allgemeinem Interesse 
sind. 

f) Vordrucke 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitte II 
Nr. 1 und V Nr. 2 d) 

aa) 

Als insbesondere Ende 1965 und Anfang 1966 in der 
Öffentlichkeit sehr stark die Kompliziertheit des 
Wohngeldgesetzes und die Frage der Verwaltungs- 
kosten diskutiert wurden, haben dabei die im 
Wohngeldverfahren verwendeten Vordrucke eine 
besondere Rolle gespielt. Es wurde kritisiert, daß 
die Antragsvordrucke zu umfangreich, unübersicht- 
lich und bürokratisch seien. 

Es gibt sehr bezeichnende Beispiele für diese öffent- 
liche Diskussion. So etwa die Schlagzeile in der 
„Frankfurter Neuen Presse" vom 3. Dezember 1965: 
„Mieter und Sachbearbeiter kapitulieren vor Frage- 
bogen". 

Der Oberbürgermeister einer süddeutschen Groß- 
stadt berichtete, bei einem Versuch mit verwal- 
tungserfahrenen, bewährten Inspektoren sei nur die 
Hälfte in der Lage gewesen, die Antragsvordrucke 
für das Wohngeld richtig auszufüllen. Um so mehr 
seien die Antragsteller restlos überfordert. 

bb) 

Es mag zunächst überraschen, daß die auf den er- 
sten Blick untergeordnete Frage der Antragsvor- 
drucke in diesem Maße Gegenstand des öffentlichen 
Interesses war und sogar im Bundestag und in 
Landtagsdebatten erörtert worden ist. Dieses Inter- 
esse ist jedoch durchaus gerechtfertigt. 


Die öffentliche Verwaltung hat in großem Um- 
fange Aufgaben der Daseinsvorsorge zu erfüllen. 
Dabei ist der Vordruck ein notwendiges Hilfsmittel. 
Der Weg zu staatlichen Leistungen führt oft — so 
auch beim Wohngeld — über das Ausfüllen eines 
Antragsvordrucks. 

Das gleiche gilt übrigens durchaus auch für Lei- 
stungen in der Wirtschaft, beispielsweise im Ver- 
sicherungswesen. Es ist deshalb falsch, im „Frage- 
bogen" oder „Formular" etwas Typisches für die 
öffentliche Verwaltung zu sehen. 

Für den rationellen Ablauf der Verwaltungsarbeit 
ist es von erheblicher Bedeutung, wie die erforder- 
lichen Formulare ausgestaltet sind. Beispielsweise 
erspart die zweckmäßige Ausgestaltung eines An- 
tragsvordrucks Rückfragen. 

Dabei ist nicht nur wichtig, wie viele Fragen ge- 
stellt und wie präzise sie formuliert werden. We- 
sentlich für eine rationelle Verwaltungsarbeit sind 
auch die Logik des Aufbaus, klare und systema- 
tische Gliederung, übersichtliche und rationelle An- 
ordnung der Texte und die typographische Gestal- 
tung. 

Bei einem Gesetz, das soziale Leistungen regelt, hat 
dies nicht nur für die rationelle Arbeit der Verwal- 
tung, sondern für die Wirksamkeit des Gesetzes 
überhaupt Bedeutung. 

So hat die Bundestagsabgeordnete Frau Berger- 
Heise in der Bundestagssitzung vom 11. November 
1964 hinsichtlich der beim Vollzug des früheren 
Wohnbeihilfegesetzes gebräuchlichen Antragsvor- 
drucke erklärt: „Viele Mieter kapitulieren schon, 
wenn sie allein die Fragebogen sehen." In der glei- 
chen Bundestagssitzung — es handelte sich um die 
erste Beratung der Initiativgesetzentwürfe zum 
Wohngeldgesetz — bemerkte die Abgeordnete 
Frau Dr. Kiep- Altenloh: „Wenn wir uns den Bogen 
besehen, der ausgefüllt werden muß, dann können 
wir uns vorstellen, daß alte Rentner und Rentnerin- 
nen mit diesen vier Seiten nichts anzufangen wis- 
sen, daß sie erschrocken davorstehen und schon von 
vornherein darauf verzichten, einen Antrag zu stel- 
len." 

Es gibt auch noch einen allgemeinen Gesichtspunkt, 
der in diesem Zusammenhang von Interesse ist. 

Durch die Erfordernisse der modernen öffentlichen 
Verwaltung sind Vordrucke ein wichtiges Element 
der Kommunikation zwischen Staat und Bürger ge- 
worden. Der Staat tritt gewissermaßen dem Bürger, 
der staatliche Leistungen in Anspruch nehmen will, 
oft zunächst in Form von Vordrucken entgegen. Da- 
mit gewinnt die Gestaltung der Vordrucke Bedeu- 
tung für das Bild, das sich der Bürger vom Staat und 
von der öffentlichen Verwaltung macht. 

Es gibt ein allgemein verbreitetes Vorurteil gegen 
„Formulare" oder „Fragebögen". Tatsächlich kön- 
nten Vordrucke bürokratisch und abschreckend wir- 
ken und Unbehagen 'erwecken. Das Unbehagen über 
Vordrucke kann der Bürger, der sie ausfüllen muß, 
leicht auf den Staat übertragen. 
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Andererseits hat die empirische Kommunikations- 
forschung erkannt, daß gut gestaltete Vordrucke 
ein wichtiges Element eines werbewirksamen, vi- 
suellen Erscheinungsbildes einer Institution sein 
können. Vor allem in der Wirtschaft gibt es Bei- 
spiele dafür, daß zweckmäßig und gut gestaltete 
Vordrucke sogar ästhetisch wirken können. Auch 
staatliche Einrichtungen sollten im Interesse des 
Verhältnisses des Bürgers zum Staat gegenüber 
ihrer visuellen Erscheinung nicht gleichgültig sein. 

cc) 

Die im Wohngeldverfahren verwendeten Vordrucke 
sind in den einzelnen Ländern gleich nach Inkraft- 
treten des Wohngeldgesetzes durch Verwaltungs- 
vorschriften verbindlich und für den Bereich jedes 
Landes einheitlich vorgeschrieben worden. Durch 
Umstellung des Verfahrens auf elektronische Daten- 
verarbeitung sind Änderungen der Vordrucke erfor- 
derlich geworden. 

Durchweg werden im Wohngeldverfahren folgende 
Vordrucke verwendet: 

1. Antrag auf Gewährung eines Mietzuschusses, 

2. Antrag auf Gewährung eines Lastenzuschusses, 

3. Verdienstbescheinigung, 

4. Bearbeitungsbogen, 
dazu: 

Nebenblatt zur Berechnung der Einnahmen aus 
Unter-Vermietung/Verpachtung, 

Nebenblatt zur Berechnung der Belastung, 

5. Bewilligungsbescheid, 

6. Ablehnungsbescheid. 

Teilweise gibt es noch besondere Antragsvordrucke 
für Änderungs- und Weitergewährungsanträge. Bei 
elektronischer Berechnung des Wohngeldes entfällt 
der Bearbeitungsbogen mit Nebenblättern. 

Vor Einführung der Vordrucke wurde in der Fach- 
kommission „Wohngeld" der ARGEBAU ein Fra- 
genkatalog erarbeitet. Die in den Ländern verwen- 
deten Vordrucke stimmen deshalb hinsichtlich der 
Zahl und des Inhalts der Fragen weitgehend über- 
ein. 

Zahl und Inhalt der Fragen sind durch die Vor- 
schriften des Wohngeldgesetzes bedingt, insbeson- 
dere durch die komplizierten Bestimmungen über 
die Einkommensermittlung. Deshalb lassen sich in- 
sofern die Vordrucke kaum vereinfachen. 

Die Art der Formulierung der Fragen ist unter- 
schiedlich. Es ist denkbar, daß die Verwaltungsar- 
beit dadurch weiter vereinfacht wird, daß die Fra- 
gen präziser und unmißverständlich gestellt werden. 

Die Fachkommission „Wohngeld" der ARGEBAU 
prüft in Zusammenarbeit mit Fachleuten der elek- 
tronischen Datenverarbeitung, welche Fragen klarer 
gefaßt werden können. 

Die Vertreter des Bundesministeriums für Woh- 
nungswesen und Städtebau werden dabei Vorschlä- 


gen, daß im Sinne der vorstehenden Ausführungen 
auf die äußere Gestaltung der Vordrucke besonde- 
res Gewicht gelegt wird. 

Bei einem in jeder Hinsicht mustergültigen und 
überzeugenden Vordruck wäre die Aussicht am 
größten, daß er von allen Ländern übernommen 
wird. Nach Auffassung des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau ist das der beste 
Weg, um im Wohngeldverfahren zu bundeseinheit- 
lichen Vordrucken zu kommen, wie ns bei den Be- 
ratungen zum Ersten Wohngeldbericht im Bundes- 
tagsausschuß für Kommunalpolitik, Raumordnung, 
Städtebau und Wohnungswesen als wünschenswert 
bezeichnet wurde. 


VII. Probleme bei Anwendung einzelner 
Vorschriften des Wohngeldgesetzes 

(Vgl. Erster Wohngeldbericht Abschnitt VI) 

Die Länder haben diesmal in ihren Erfahrungsbe- 
richten hinsichtlich der Probleme, die sich bei den 
einzelnen Vorschriften des Wohngeldgesetzes er- 
geben, abgesehen von wenigen Ergänzungen auf 
ihre Stellungnahmen für den Ersten Wohngeldbe- 
richt Bezug genommen. Es erübrigt sich deshalb, 
auf die einzelnen Vorschriften des Gesetzes so aus- 
führlich einzugehen wie im Ersten Wohngeldbe- 
ficht, auf dessen Abschnitt VI insoweit verwiesen 
wird. 

Die dort dargestellten Erfahrungen sind von den 
Ländern durchweg erneut bestätigt worden. Dies 
gilt insbesondere für die Probleme, die sich aus der 
Anwendung folgender Vorschriften ergeben: § 13 
(Wohnfläche), §§ 15 ff. (Einkommenscrmittlung), 

§§ 23 a ff. (Versagung des Wohngeldes). 

Im folgenden sollen lediglich einige ergänzende 
Ausführungen gemacht werden, wobei außer den 
Berichten der Länder einige besonders bemerkens- 
werte Gerichtsentscheidungen berücksichtigt sind. 


1. Zu § 1 (Wohngeld) 

Das Verwaltungsgericht Berlin hat sich mit zwei 
Fällen befassen müssen, in denen Mietzuschußemp- 
fängern der Mietvertrag gekündigt oder bereits 
Räumungsklage erhoben worden war. 

Das Verwaltungsgericht hat in seinen beiden Ur- 
teilen vom 11. Mai 1967 (VG XI A 246/66 und VG 
XI A 247/66 — beide noch nicht rechtskräftig) die 
Auffassung vertreten, daß Wohngeld nicht zu ge- 
währen sei, wenn der Mieter rechtmäßig auf Räu- 
mung der Wohnung verklagt worden ist oder wenn 
der Mietvertrag rechtmäßig gekündigt worden ist. 
In derartigen Fällen kann nach Ansicht des Gerichts 
der Zweck des Wohngeldgesetzes, Mietern ein Min- 
destmaß an Wohnraum zur Vermeidung sozialer 
Härten wirtschaftlich zu sichern, nicht mehr durch 
Gewährung von Wohngeld erreicht werden. 
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2. Zu § 6 (Antragsberechtigte) 

Bereits im Ersten Wohngeldbericht ist ausgeführt 
worden, daß diese Vorschrift zu Schwierigkeiten 
geführt hat, weil nicht alle denkbaren Tatbestände 
aufgezählt sind. 

a) Dem Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau ist jetzt ein neues Beispiel für derar- 
tige Schwierigkeiten bekannt geworden. 

In Absatz 1 ist bestimmt, daß für einen Mietzu- 
schuß „der Mieter” antragsberechtigt ist. In Fäl- 
len, in denen der Mietvertrag nur mit dem Ehe- 
mann abgeschlossen worden ist und dieser die 
Familie verlassen hat, ist daraus gefolgert wor- 
den, daß die Ehefrau für die von ihr mit den Kin- 
dern benutzte Wohnung kein Wohngeld bean- 
tragen kann, solange der Mietvertrag nicht auf 
sie übergeleitet ist. Dem Eintritt der Ehefrau in 
den Mietvertrag können aber juristische Schwie- 
rigkeiten entgegenstehen, weil der Ehemann 
Vertragspartner des Vermieters ist. 

b) Gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 1 ist für einen Lastenzu- 
schuß antragsberechtigt „der Eigentümer eines 
Eigenheimes, einer Kleinsiedlung oder einer 
landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstelle. " 

Die im Ersten Wohngeldbericht bereits behan- 
delte Frage, ob Inhaber landwirtschaftlicher 
Vollerwerbsstellen einen Anspruch auf Wohn- 
geld haben, bereitet in der Praxis weiterhin 
Schwierigkeiten. Dies hat sich erst kürzlich in 
einer Fragestunde des Deutschen Bundestages 
gezeigt. Von der überwiegenden Zahl der Län- 
der wird die Ansicht vertreten, daß in diesem 
Falle iein Lastenzuschuß nur dann in Frage kom- 
men könne, wenn der Wohnteil des landwirt- 
schaftlichen Betriebes die gesetzlichen Voraus- 
setzungen eines Eigenheimes erfülle. Ob in den 
Fällen, in denen diese Voraussetzungen nicht 
gegeben sind, ein Mietzuschuß unter analoger 
Anwendung der Vorschrift gewährt werden 
kann, die dem Eigentümer eines Mehrfamilien- 
hauses einen derartigen Zuschuß zugesteht, wird 
vom Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau in Zusammenarbeit mit den zuständi- 
gen obersten Landesbehörden geprüft. 

3. Zu § 11 (Miete) 

a) § 11 WohngeldG umschreibt den Begriff der 
Miete, die bei der Wohngeldgewährung zu- 
grunde zu legen ist. Das ist die jeweilige gesamte 
Miete, von der jedoch bestimmte Umlagen, Zu- 
schläge und Vergütungen außer Betracht blei- 
ben. 

Nach den in den Ländern gesammelten Erfah- 
rungen verursachen die Feststellungen zu § 11 
einen erheblichen Verwaltungsaufwand. Bei den 
Bewilligungsstellen wurden gerade insoweit 
viele Bearbeitungsschwierigkeiten festgestellt. 

Nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 und 2 WohngeldG blei- 
ben bei der Miete die Kosten einer Zentralhei- 
zung, Fernheizung und zentralen Warmwasser- 


versorgung außer Betracht. Durch Rechtsverord- 
nung (§ 42 Abs. 1 Nr. 2 WohngeldG) können 
diese von der Miete abzuziehenden Nebenkosten 
pauschaliert und dadurch das Verfahren wesent- 
lich vereinfacht werden. Der Bundesminister für 
Wohnungswesen und Städtebau bereitet eine 
solche Rechtsverordnung vor (siehe Abschnitt VI 
Nr. 3 a). 

Bei der Berechnung des Wohngeldes bleibt auch 
der Teil der Miete außer Betracht, der auf mit- 
vermietete Möbel, Kühlschränke, Waschmaschi- 
nen, ähnliche Einrichtungsgegenstände und be- 
sondere Nebenleistungen entfällt (§ 11 Abs. 1 
Nr. 5 und 6 WohngeldG). Die Prüfung, ob die 
Miete derartige Vergütungen umfaßt, ist in der 
Praxis besonders schwierig. Sie erfordert Besich- 
tigung der Wohnungen und technische Berech- 
nungen. 

Hier kann jedoch nach Auffassung des Bundes- 
ministers für Wohnungswesen und Städtebau 
eine Rechtsverordnung nicht helfen, obwohl 
auch insoweit das Wohngeldgesetz die Bundes- 
regierung zum Erlaß einer Rechtsverordnung 
ermächtigt (§ 42 Abs. 1 Nr. 3). 

b) In Zusammenhang mit § 11 WohngeldG ist die 
Frage aufgeworfen worden, ob die für das 
Wohngeld zuständigen Bewilligungsstellen dann 
Mitteilung an die Preisbehörden machen sollen, 
wenn die preisrechtlich zulässige Miete oder die 
preisgebundene Untermiete gilt, aber in den 
Mietvereinbarungen überschritten ist. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau hat nach Fühlungnahme mit den zu- 
ständigen obersten Landesbehörden folgendes 
Verfahren empfohlen: 

Die Bewilligungsstellen sollen die Höhe der 
Miete oder Untermiete nur dann überprüfen, 
wenn sie das preisrecht] ich zulässige Entgelt of- 
fensichtlich überschreitet. 

Liegen diese Voraussetzungen vor, dann kann 
die Bewilligungsstelle dem Antragsteller mittei- 
len, daß Bedenken bestünden, seine Wohnkosten 
ungekürzt als wohngeldfähig anzuerkennen. Sie 
kann dem Antragsteller dabei anheimstellen, 
sich entweder mit der Einschaltung der Preisbe- 
hörde einverstanden zu erklären oder seinen 
Wohngeldantrag zurückzunehmen. Zugleich 
sollte die Bewilligungsstelle den Antragsteller 
davon in Kenntnis setzen, daß er mit der Ableh- 
nung seines Wohngeldantrages rechnen müsse, 
wenn er mit der Beteiligung der Preisbehörde 
nicht einverstanden sei; andererseits könne bei 
Mitteilung an die Preisbehörde nicht ausge- 
schlossen werden, daß gegen den Vermieter ein 
Bußgeldverfahren nach § 2 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes eingeleitet wird. 

4. Zu § 17 (Ermittlung des Jahreseinkommens) 

Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens können 

bei Antragstellern, die zur Einkommensteuer ver- 
anlagt werden, di'e Einkünfte berücksichtigt werden, 
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die sich aus dem letzten Einkommensteuerbescheid, 
ergänzenden Vorauszahlungsbescheiden oder der 
letzten Einkommensteuererklärung ergeben (Ab- 
satz 1 letzter Halbsatz). 

Der Landesrechnungshof des Landes Nordrhein- 
Westfalen schlägt vor, diese Vorschrift bei einer 
künftigen Novellierung des Gesetzes zu streichen. 
Er hält es für besser, wenn bei der Berechnung des 
Wohngeldes ausschließlich der spezielle Begriff des 
Familieneinkommens im Sinne des Wohngeld- 
gesetzes zugrunde gelegt wird und der steuerrecht- 
liche Einkommensbregriff völlig außer Betracht 
bleibt. Der Landesrechnungshof stützt seinen Vor- 
schlag auf die Erfahrungen bei der Prüfung ver- 
schiedener Bewilligungsstellen. Er hat dabei fest- 
gestellt, daß die Bewilligungsstellen dazu neigen, 
die Einkünfte des Einkommensteuerbescheides un- 
geprüft als Jahreseinkommen bei der Wohngeld- 
berechnung anzusetzen. Der Landesrechnungshof 
meint dagegen, daß die Einkommensteuerbescheide 
der Finanzämter insbesondere in Grenzfällen für 
eine Ermittlung des Jahreseinkommens nicht ge- 
eignet seien. 

5. Zu § 20 a (Kinderfreibeträge) 

Nach § 20 a Abs. 1 WohngeldG bleiben bei der 
Ermittlung des für die Berechnung des Wohngeldes 
maßgebenden Jahreseinkommens Kinderfreibeträge 
für das zweite und jedes weitere zum Haushalt 
rechnende Kind in Höhe des gesetzlichen Kinder- 
geldes außer Betracht. 

ln einem Verwaltungsrechtsstreit, den das Verwal- 
tungsgericht Saarland zu entscheiden hatte, ging es 
darum, von wessen Einkommen der Kinderfreibetrag 
abzuziehen ist, wenn beide Elternteile Einkommen 
haben. 

Das kann von Bedeutung sein, weil die Kinder- 
freibeträge dem Wortlaut des Gesetzes nach nicht 
vom Familieneinkommen, sondern vom Jahres- 
einkommen der Ehegatten abgezogen wird. Dabei 
kann es unter Umständen darauf ankommen, von 
wessen Einkommen die Freibeträge abgezogen wer- 
den. Es ist nämlich möglich, daß einer der Ehegatten 
nur ein geringes Einkommen hat, so daß die Kinder- 
freibeträge das Einkommen sogar übersteigen (z. B. 
bei kinderreichen Familien). 

Das Verwaltungsgericht Saarland hat in seinem 
Urteil vom 1. Dezember 1966 (2 K 136/66) dahin 
gehend entschieden, daß die Kinderfreibeträge je 
zur Hälfte von den Einkommen beider Ehegatten 
abzuziehen sind. Das Gericht stützt seine Begrün- 
dung auf eine Analogie zum Einkommensteuer- 
gesetz, wo dieses Problem für die Einkommensteuer- 
veranlagung ausdrücklich in diesem Sinne geregelt 
ist. 

6. Zu § 23 a (Allgemeiner Versagungsgrund) 

Nach dieser Bestimmung kann das Wohngeld ver- 
sagt werden, wenn dem Antragsteller nach seinen 
wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnissen zu- 
zumuten ist, die Miete oder Belastung selbst auf- 


zubringen oder wenn er infolge eigenen schweren 
Verschuldens dazu außerstande ist. 

In einem Rechtsstreit, der beim Bundesverwaltungs- 
gericht anhängig war, ging es darum, daß eine 
Bewilligungsstelle einen Wohngeldantrag abgelehnt 
hatte mit der Begründung, der Antragsteller könne 
in einer anderen beruflichen Tätigkeit mehr ver- 
dienen. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat dazu in seinem 
Urteil vom 10. März 1966 die Auffassung vertreten, 
daß das Wohngeld in der Regel nicht versagt wer- 
den kann, weil eine andere berufliche Betätigung 
möglich ist, bei der höhere Einkünfte erzielt werden 
könnten (BVerwG VIII C 338.63, veröffentlicht in 
Bundesbaublatt 1966, S. 269). 

Das Gericht hat außerdem zum Ausdruck gebracht, 
daß auch die Möglichkeit, durch Untervermietung 
von Räumen höhere Einkünfte zu erzielen, nur dann 
zur Ablehnung oder zur Herabsetzung des Wohn- 
geldes führen kann, wenn ein offensichtliches Miß- 
verhältnis zwischen dem Wohnraumbedarf und dem 
tatsächlich vorhandenen Wohnraum bestehe. 

7. Zu § 26 (Vorübergehend benutzter Wohnraum) 

Wenn ein Antragsteller von seiner Familie abwe- 
send ist und vorübergehend woanders wohnt, kann 
er dort nach der Vorschrift des § 26 kein Wohngeld 
beanspruchen. 

Im Ersten Wohngeldbericht (Abschnitt VI Nr. 23) ist 
bereits ausgeführt worden, daß diese Bestimmung 
zu Auslegungsschwierigkeiten geführt hat, insbeson- 
dere bei Studenten und ausländischen Arbeitneh- 
mern. 

a) Inzwischen sind dazu mehrere Verwaltungsge- 
richtsentscheidungen ergangen, in denen der § 26 
dahin gehend ausgelegt wird, daß ein Familien- 
mitglied immer dann vorübergehend abwesend 
ist und somit kein Wohngeld bekommt, wenn es 
noch keine selbständige Lebensstellung erreicht 
hat, sondern auf die materielle Unterstützung sei- 
ner Eltern angewiesen ist und der elterliche 
Familienhaushalt weiterhin der Mittelpunkt der 
Lebensbeziehungen ist. 

Wer Student ist oder anderweitig in der Ausbil- 
dung steht und am Ausbildungsort möbliert oder 
in einem Wohnheim wohnt, wird bei dieser Aus- 
legung in der Regel kein Wohngeld bekommen. 

b) Zu der Frage, inwieweit ausländische Arbeitneh- 
mer Wohngeld beanspruchen können, hat der 
Bundesminister für Wohnungswesen und Städte- 
bau in einem Rundschreiben an die obersten Lan- 
desbehörden wie folgt Stellung genommen: 

1. Alleinstehende ausländische Arbeitnehmer, 
die sich nicht nur besuchsweise in der Bun- 
desrepublik aufhalten, sondern hier wohnen, 
sowie diejenigen ausländischen Arbeitneh- 
mer, die mit ihren Familien in der Bundes- 
republik leben, haben Anspruch auf Wohn- 
geld, wenn die Voraussetzungen dafür erfüllt 
sind. 
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Dabei ist es unbedeutend, ob der Aufenthalt 
von vornherein nur auf eine bestimmte Dauer 
beschränkt ist oder nicht. 

2. Ausländische Arbeitnehmer, die sich ohne 
ihre Familie vorübergehend in der Bundes- | 
republik aufhalten, können auf Grund des § 26 ! 
WohngeldG kein Wohngeld beanspruchen, j 
weil die Familien weiterhin Wohnung und | 
Wohnsitz im Heimatstaat haben und der 
Arbeitnehmer nur vorübergehend von seiner 
Familie getrennt lebt. 

8. Zu § 28 a (Besonders hohe Belastung) 

Nach dieser Vorschrift wird Lastenzuschuß nicht ge- 
währt, wenn die zu berücksichtigende Belastung die 
maßgebenden Obergrenzen um mehr als 35 v. H., 
in Ausnahmefällen um mehr als 40 v. H., übersteigt. 
Die in dieser Vorschrift liegende Problematik ist be- 
reits im einzelnen im Ersten Wohngeldbericht be- 
handelt worden (vgl. Abschnitt VI Nr. 25). Durch die 
als Erste Durchführungsverordnung zum Wohngeld- 
gesetz erlassene neue Wohngeld-Lastenberechnungs- 
handelt worden (vgl. Abschnitt VI Nr. 25). Durch die 
Verordnung wurden, wie oben in Abschnitt VI 
Nr. 3 a bereits erwähnt worden ist, für viele An- 
tragsteller die nachteiligen Auswirkungen des § 28 a 
WohngeldG gemildert. Gleichwohl werden immer 
noch Auswirkungen dieser Vorschrift bemängelt, die 
der gewünschten Zielrichtung der Vorschrift nicht 
entsprechen. 

9. Zu § 29 (Verhältnis des Wohngeldes zur Sozial- 
hilfe) 

Gemäß § 29 WohngeldG wird ein Wohngeld nicht 
gewährt, wenn der Antragsberechtigte für sich und 
für die zu seinem Haushalt rechnenden Familienmit- 
glieder Leistungen nach dem Bundessozialhilfe- 
gesetz erhält und diese Leistungen dazu bestimmt 
sind, die Miete oder die Belastung für die Woh- 
nung ganz oder teilweise aufzubringen. Das in die- 
ser Vorschrift geregelte Verhältnis des Wohngeldes 
zur Sozialhilfe ist vielfach als problematisch ange- 
sehen worden. Die Problematik wird besonders 
deutlich durch ein Urteil des Verwaltungsgerichts 
Karlsruhe vom 28. Februar 1967 (II — 113/66) sowie 
durch ein im Ergebnis übereinstimmendes Urteil des 
Verwaltungsgerichts Ansbach vom 27. Juli 1967 
(9294 — V/67), nach denen § 29 WohngeldG als 
Ausnahmebestimmung eng auszulegen sei. Die Vor- 
schrift könne nur dann angewendet werden, wenn 
Hilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz speziell für 
die Unterkunft bestimmt sei. Sofern die eigenen 
Einkünfte des Sozialhilfeberechtigten zur Deckung 
des Mietbedarfs voll ausreichten, seien die Leistun- 
gen der Sozialbehörde nicht zur Deckung der Miete 
bestimmt. Nach diesen Entscheidungen würden also 
die Sozialbehörden die Hilfe zum Lebensunterhalt 
in der Weise gewähren können, daß die Wohngeld- 
behörden zur Zahlung von Wohngeld verpflichtet 
würden. Dadurch wäre eine Verschiebung der Ko- 
stenlast von den Trägern der Sozialhilfe (Gemeinde) 
auf Bund und Länder, die die Kosten des Wohn- 
geldes tragen, denkbar. 


Das Urteil des Verwaltungsgerichts Karlsruhe ist 
noch nicht rechtskräftig, da die Wohngeldbehörde 
Berufung eingelegt hat. 

10. Zu § 31 (Angaben und Nachweise) 

Die Vorschrift bestimmt, daß die für die Bewilligung 
zuständige Stelle den Sachverhalt von Amts wegen 
ermittelt und daß der Antragsteller verpflichtet ist, 
an der Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken; 
insbesondere die ihm bekannten Tatsachen und Be- 
weismittel anzugeben. 

a) Der Landesrechnungshof des Landes Nordrhein- 
Westfalen hält dies für unzureichend, wenn es 
sich um Antragsteller handelt, die zur Einkom- 
mensteuer veranlagt werden. Wenn die Bewilli- 
gungsstelle hier ihrer Ermittlungspflicht genügen 
wolle, müsse sie das Recht haben, die Bücher 
einzusehen, die Wohnung und den Betrieb zu 
besichtigen, eine Buch- und Betriebsprüfung vor- 
nehmen zu lassen, eidesstattliche Versicherungen 
abzunehmen und bei unklaren Angaben das Jah- 
reseinkommen zu schätzen. 

b) Der Landesrechnungshof von Nordrhein-Westfa- 
len hat weiter zum Ausdruck gebracht, daß die 
Trinkgelder und nebenberuflichen Einkünfte 
nicht genügend erfaßt würden. Der zuständige 
Landesminister hält es deshalb für erforderlich, 
in die Antragsvordrucke ausdrücklich eine mit ja 
oder nein zu beantwortende Frage nach Neben- 
verdiensten aufzunehmen. 

11. Zu § 34 (Bewilligungszeitraum) 

Das Wohngeld wird nach Absatz 1 dieser Vorschrift 
„in der Regel für zwölf Monate gewährt. " Wenn 
besondere Umstände vorliegen, kann es demnach 
auch für einen anderen Zeitraum bewilligt werden. 

In. einigen Ländern haben die zuständigen obersten 
Landesbehörden die Bewililgungsstellen durch Rund- 
erlasse darauf hingewiesen, daß von der Möglich- 
keit, das Wohngeld für kürzere Zeit zu bewilligen, 
insbesondere dann Gebrauch gemacht werden kann, 
wenn der Antragsteller vorübergehend arbeitslos ist 
oder Kurzarbeit leisten muß, gleichzeitig ist den 
Bewilligungstellen empfohlen worden, derartige 
Wohngeldanträge vorrangig zu bearbeiten. Die be- 
sonderen Probleme, die sich aus der wirtschaftlichen 
Rezession für die Anwendung des Wohngeldgesetzes 
ergeben haben, sind in der Praxis offensichtlich ohne 
Schwierigkeiten gelöst worden. 

12. Zu § 37 (Weitere Gewährung des Wohngeldes) 

Auf Grund dieser Vorschrift wird das Wohngeld 
nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes für weitere 
zwölf Monate gewährt, wenn der Wohngeldempfän- 
ger dies bis zum Ende des ersten Monats nach Ab- 
lauf des Bewilligungszeitraumes beantragt hat und 
wenn die Voraussetzungen für die Weiterbewilli- 
gung erfüllt sind. Auf diese Möglichkeit wird gemäß 
§ 33 Abs. 1 Satz 2 WohngeldG ausdrücklich in dem 
Wohngeldbewilligungsbescheid hingewiesen. Der 
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Hinweis wird jedoch häufig übersehen oder verges- 
sen, so daß der Antrag auf weitere Gewährung des 
Wohngeldes nicht rechtzeitig gestellt wird und dem- 
zufolge für die Monate zwischen dem Ablauf des 
letzten Bewilligungszeitraumes und dem Monat, in 
dem ein neuer Antrag eingeht, kein Wohngeld ge- 
zahlt werden kann. Um solche Nachteile für die 
Wohngeldempfänger zu vermeiden, haben entspre- 
chend einer Empfehlung des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau die obersten Lan- 
desbehörden in den meisten Ländern die Bewilli- 
gungsstellen angewiesen, spätestens einen Monat 
vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes den Wohn- 
geldempfängern einen Antragsvordruck mit dem 
Hinweis zu übersenden, daß der Bewilligungszeit- 
raum abläuft und ein neuer Antrag zu stellen ist, 
wenn das Wohngeld weitergezahlt werden soll. 

Inzwischen ist allerdings kritisiert worden, daß da- 
durch zusätzliche Verwaltungsarbeit erforderlich 
wird. Diese wäre geringer, wenn in der Vorschrift 
vorgesehen wäre, daß in Härtefällen auf Antrag 
Wohngeld rückwirkend gewährt wird, wenn andern- 
falls durch die verspätete Antragstellung ein Ver- 
lust des Wohngeldes für die Zwischenzeit eintreten 
würde. Dabei müßte aber die rückwirkende Wohn- 
geldgewährung auf einige Monate befristet sein. 


VIII. Ergebnis 

1 . Das Wohngeldgesetz hat sich bewährt und erfüllt 
die ihm zugedachte Funktion. i 

Das zeigt vor allem der große Anteil, den Rent- 
ner, Pensionäre und Arbeiter mit geringem Ein- 


kommen an der Zahl der Wohngeldempfänger 
haben. 

Das Wohngeldgesetz fördert auch den Bau und 
Erwerb von Eigenheimen für kinderreiche Fami- 
lien, vor allem Arbeiterfamilien. 

2. Allerdings gibt es Probleme, die sich erschwe- 
rend für die Erreichung des mit dem Wohngeld 
angestrebten Zieles auswirken, so die Obergren- 
zen für Mieten und Belastungen und die Wohn- 
flächengrenzen. 

3. Es ist noch nicht in dem erforderlichen und bei 
Verabschiedung des Gesetzes angestrebten Maße 
gelungen, das Verfahren zu vereinfachen und 
den Verwaltungsaufwand zu verringern. 

4. Die komplizierten Vorschriften des Gesetzes sind 
nach wie vor schwer vollziehbar, insbesondere 
die Bestimmungen über die Einkommensermitt- 
lung. 

Es wird deshalb notwendig sein, das Gesetz zu 
vereinfachen. Das erfordert jedoch eine umfang- 
reiche, sorgfältige Vorbereitung. 

5. Wenn auch eine durchgreifende Vereinfachung 
dos Wohngeldverfahrens nur durch Gesetzes- 
änderung möglich sein wird, gibt es verschiedene 
Möglichkeiten, schon auf Grund des geltenden 
Gesetzes das Verfahren zu verbessern. 

Dieser Prozeß hat seit dem Ersten Wohngeld- 
bericht gute Fortschritte gemacht, ist aber noch 
nicht abgeschlossen. 

6. Die Geschäftslage bei den Bewilligungsstellen hat 
sich normalisiert. Die Anlaufschwierigkeiten des 
Gesetzes sind überwunden. 
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Anlage 1 

(zu Abschnitt V Nr. 1 b) 


Aufwendungen der Länder für das Wohngeld in den Rechnungsjahren 

1964 bis 1966 

einschließlich des vom Bund gemäß § 44 WohngeldG zu erstattenden 

Anteils 


Land 

1964 

1965 

1966 

DM 

DM 

DM 

Baden-Württemberg 

4 775 297,43 

16 896 010,27 

52 420 577,81 

Bayern 

8 298 045,80 

21 365 421,45 

72 579 594,34 

Berlin 

2 600 299,38 

4 977 804,96 

20 391 144,29 

Bremen 

325 018,00 

1 265 173,25 

4 932 922,80 

Hamburg 

3 074 808,60 

6 519 689,42 

11 441 112,78 

Hessen 

3 904 401,56 

12 870 245,33 

32 925 561,09 

Niedersachsen 

11 268 104,70 

24 434 248,77 

57 482 703,15 

Nordrhein-Westfalen 

16 935 733,61 

39 439 235,29 

93 611 490,32 

Rheinland-Pfalz 

1 353 296,60 

‘4 963 850,68 

17 320 572,74 

Saarland 

620 338,65 

3 096 621,51 

9 722 279,91 

Schleswig-Holstein 

5 520 965,95 

11 979 161,11 

22 931 277,05 

insgesamt . . . 

58 676 310,28 

147 807 462,04 

395 759 236,28 
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Anlage 2 
(zu Abschnitt V Nr. 4) 


Empfänger von Wohngeld nach Familieneinkommen, 
Haushaltsgröße und sozialer Stellung 

am 31. Dezember 1966 






Davon Haushalte mit . . . 
Familienmitgliedern 

Von den Empfängern insgesamt waren 

Monatliches 
Familien- 
einkommen 
von . . . bis . . . DM 

insgesamt 

l 

2 

3 

4 

5 

und 

mehr 

Selb- 

stän- 

dige 

Beamte 

Ange- 

stellte 

Ar- 

beiter 

Rent- 

ner, 

Pen- 

sionäre 

Son- 

stige 

Nicht- 

er- 

werbs- 

tätige 



Anzahl 







°/o 










Empfänger von 

Wohngeld insgesamt 






bis 

200 . 

148 238 

24,4 

82,5 

15,4 

1,4 

0,4 

0,3 

0,3 

0,1 

0,4 

1,6 

91,1 

6,5 

201 bis 

300 . 

119 787 

19,8 

79,8 

17,0 

2,2 

0,6 

0,4 

0,5 

0,1 

0,7 

2,4 

93,3 

3,0 

301 bis 

400 . 

74 730 

12,3 

37,4 

46,8 

9,8 

3,4 

2,6 

1,2 

0,4 

2,6 

6,7 

84,0 

5,1 

401 bis 

600 . 

86 295 

14,2 

10,3 

31,3 

22,6 

17,0 

18,8 

2,2 

5,1 

10,7 

35,0 

41,6 

5,4 

601 bis 

800 . 

112 786 

18,6 

0,3 

4,4 

20,2 

33,1 

42,0 

1,3 

13,7 

18,5 

59,4 

5,8 

1,3 

801 bis 1 

000 . 

47 677 

7,9 

— 

0,3 

12,3 

29,6 

57,8 

1,5 

11,7 

31,0 

52,4 

2,9 

0,5 

1 001 und 

mehr 

16 890 

2,8 

— 

— 

1,4 

22,3 

76,3 

2,3 

16,2 

43,7 

34,9 

2,5 

0,4 

insgesamt . . . 

606 403 

100 

42,1 

18,2 

10,0 

12,1 

17,6 

1,1 

4,7 

9,2 

22,8 

58,3 

3,9 






Empfänger von Mietzuschuß 






bis 

200 . 

145 987 

27,0 

83,0 

15,0 

1,3 

0,4 

0,3 

0,3 

0, p 

0,4 

1,6 

91,2 

6,5 

201 bis 

300 . 

118 056 

21,8 

80,4 

16,7 

2,1 

0,5 

0,3 

0,5 

0,1 

0,7 

2,3 

93,4 

3,0 

301 bis 

400 . 

72 352 

13,4 

38,2 

4 7,2 

9,4 

3,1 

2,1 

1,1 

0,5 

2,6 

6,5 

84,3 

5,0 

401 bis 

600 . 

76 680 

14,2 

11,3 

33,9 

23,2 

16,1 

15,5 

2,0 

5,5 

11,1 

31,7 

43,9 

5,8 

601 bis 

800 . 

88 088 

16,3 

0,3 

5,1 

22,2 

34,0 

38,4 

1,2 

14,6 

19,9 

56,7 

6,2 

1,4 

801 bis 1 000 . 

31 705 

5,8 

— 

0,4 

14,4 

30,4 

54,8 

1,3 

9,9 

33,5 

51,7 

2,9 

0,7 

1 001 und 

mehr 

7 961 

1,5 

— 

— 

2,3 

26,0 

71,7 

2,3 

8,8 

50,5 

35,2 

2,7 

0,5 

zusammen . . . 

540 829 

100 

46,7 

1 

19,7 

9,9 

10,6 

13,1 

0,9 

4,0 

8,1 

19,1 

63,7 

4,2 






Empfänger von Lastenzuschuß 






bis 

200 . 

2 251 

3,4 

49,5 

37,4 

6,7 

2,6 

3,8 

1,2 

0,3 

0,6 

3,1 

88,3 

6,5 

201 bis 

300 . 

1 731 

2,6 

45,1 

35,0 

10,2 

4,3 

5,4 

1,9 

0,2 

0,9 

5,2 

86,8 

5,0 

301 bis 

400 . 

2 378 

3,6 

14,8 

33,5 

22,1 

12,3 

17,3 

4,8 

0,4 

2,2 

13,2 

74,1 

5,3 

401 bis 

600 . 

9 615 

14,7 

2,5 

10,9 

17,2 

23,9 

45,5 

3,8 

2,4 

6,8 

62,0 

22,9 

2,1 

601 bis 

800 . 

24 698 

37,7 

0,0 

2,0 

13,0 

29,7 

55,3 

1,7 

10,6 

13,7 

69,2 

4,3 

0,5 

801 bis 1 

000 . 

15 972 

24,4 

— 

0,1 

8,3 

28,0 

63,6 

1,8 

15,4 

26,0 

53,7 

2,8 

0,3 

1 001 und 

mehr 

8 929 

13,6 

— 

— 

0,6 

19,1 

80,3 

2,4 

22,7 

37,6 

34,7 

2,4 

0,2 

zusammen . . . 

65 574 

100 

3,8 

5,8 

10,8 

24,8 

54,8 

2,2 

11,2 

17,7 

53,7 

14,0 

1,2 
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Anlage 3 

(zu Abschnitt V Nr. 5) 


Empfänger von Wohngeld nach Familieneinkommen r 
Haushaltsgröße und Höhe des Wohngeldes 

am 31. Dezember 1966 


Monatliches Familien- 
einkommen 
von . . . bis . . . DM 

Haushaltsgröße 

insgesamt 

Davon mit einem Wohngeld in Höhe von ... bis unter . . . DM 

unter 

,0 

10 

bis 

20 

20 

bis 

30 

30 

bis 

40 

40 

bis 

50 

50 

bis 

60 

60 

bis 

80 

80 

bis 

100 

100 

bis 

120 

120 

bis 

150 

150 

und 

mehr 

Anzahl | 






°/o 








Empfänger von Mietzuschuß 







bis 200 

145 987 

27,0 

1,2 

6,8 

15,9 

23,0 

22,3 

13,0 

11,5 

3,9 

1,3 

0,8 

0,3 

201 bis 300 

118 056 

21,8 

7,5 

20,0 

22,6 

17,2 

13,6 

8,4 

7,4 

1,9 

0,8 

0,4 

0,2 

301 bis 400 

72 352 

13,4 

10,2 

19,3 

18,6 

13,9 

10,8 

9,4 

10,5 

3,9 

16 

1,2 

0,6 

401 bis 600 

76 680 

14,2 

9,4 

14,6 

14,1 

12,7 

10,7 

8,9 

12,9 

7,8 

4,6 

3,0 

1,3 

601 bis 800 

88 088 

16,3 

8,3 

14,2 

14,1 

12,6 

10,8 

8,8 

13,7 

8,0 

5,4 

2,8 

1,3 

801 bis 1 000 

31 705 

5,8 

10,8 

16,2 

14,9 

12,4 

10,5 

8,5 

11,8 

7,9 

3,6 

2,1 

1,3 

1 001 und mehr 

7 961 

1,6 

10,0 

15,8 

14,9 

13,3 

11,1 

9,3 

11,3 

6,7 

3,6 

2,4 

1,6 

Haushalte insgesamt . . . 

540 829 

100 

6,8 

14,4 

17,1 

16,6 

14,5 

9,9 

11,0 

5,0 

2,5 

1,5 

0,7 

; 

von Alleinstehenden . . 

252 581 

46,7 

6,1 

15,5 

20,8 

20,8 

18,2 

10,5 

7,0 

1,0 

0,1 

0,0 

i 

0,0 

mit 2 Familien- 














mitgliedern 

106 357 

19,7 

8,0 

15,2 

16,2 

14,5 

12,4 

10,0 

14,9 

5,9 

2,0 

0,8 

0,1 

mit 3 Familien- 














mitgliedern 

53 34 3 

9,9 

8,3 

14,3 

14,0 

12,6 

11,0 

9,3 

14,8 

8,9 

4,0 

2,0 

0,8 

mit 4 Familien- 














mitgliedern 

57 510 

10,6 

7,2 

12,7 

13,1 

12,4 

10,8 

9,4 

13,7 

10,0 

6,8 

3,2 

0,7 

mit 5 und mehr 


i 












Familienmitgliedern . 

71 038 

13,1 , 

6,0 

10,3 

11,2 

10,8 

10,1 

9,0 

14,7 

10,4 

7,5 

5,9 

4,1 



Empfänger von Lastenzuschuß 







Haushalte insgesamt . . . 

[ 65 574 

100 

3,9 

7,2 

8,4 

8,5 

9,0 

8,9 

16,2 

12,4 

10,0 

8,1 

7,4 


34 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/2399 


Anlage 4 
(zu Abschnitt V Nr. 6 a, b und e) 

Empfänger von Wohngeld nach Baualter der Wohnung und 
qm-Miete bzw. Belastung 

am 31. Dezember 1966 


Davon mit einer qm-Miete bzw. Belastung 
Art des Wohngeldes | j von ... bis unter . . . DM für die Wohnung 


Baualter der Wohnung / 
öffentliche Förderung 

insgesamt 

unter 

1,— 

Ir- 

bis 

1,50 

1,50 

bis 

2,~- 

2 , — 
bis 
2,50 

2,50 

bis 

3, — 

3, — 
bis 
3,50 

3,50 

bis 

4, — 

4, — 
und 
mehr 


Anzahl j 





% 





Mietzuschüsse insgesamt 

540 829 

100 

1,2 

14,7 

29,3 

23,9 

14,3 

7,1 

4,4 

5,1 

davon in 

Wohnungen bis Mitte 1948 bezugsfertig 
geworden 

164 752 

30,5 

3,0 

29,2 

38,8 

17,3 

7,1 

2,5 

1,0 

1,1 

i 

Wohnungen nach Mitte 1948 bezugsfer- 
' tig geworden 

376 077 

69,5 

0,4 

8,3 

25,2 

26,8 

17,4 

9,2 

5,8 

6,9 

und zwar 

frei finanziert und steuerbegünstigt . . 

152 595 

28,2 

0,5 

5,0 

12,3 

17,6 

17,7 

17,8 

13,2 

15,9 

öffentlich gefördert vor dem 

1. Januar 1957 9 

43 894 

8,1 

0,8 

30,6 

54,3 

9,3 

2,6 

1,1 

0,5 

\ 

0,8 

öffentlich gefördert ab 

1. Januar 1957 9 

! 

165 746 

30,6 

0,2 

5,5 

26,2 

40,3 

22,1 

4,0 

0,9 

0,8 

öffentlich gefördert zusammen 

223 482 

41,3 

i 0,3 

10,5 

34,0 

33,1 

17,3 

3,3 

0,8 

0,7 

Lastenzuschüsse insgesamt . . . 

65 574 

100 

1,4 

6,9 

16,0 

21,7 

21,4 

16,5 

9,9 

6,2 

! 


9 Ohne Berlin (West), da Trennung nach dem Zeitraum der öffentlichen Förderung dort nicht erfolgt ist. 
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Anlage 5 

(zu Abschnitt V Nr. 6 c) 


Empfänger von Wohngeld *) nach Baualter und Wohnfläche 

der Wohnung 

am 31. Dezember 1966 


Art des Wohngeldes 

Baualter der Wohnung / 


insgesamt 

Davon benutzten 

bis 40 5° 

40 bis bis 

U 50 65 

eine 

65 

bis 

80 

Wohnfläche über . . 

80 90 100 

bis bis bis 

90 100 110 

bis . . 

110 

bis 

120 

. qm 

über 

120 

öffentliche Förderung 


Anzahl | 





°/ 

'o 





Mietzuschüsse insgesamt 


527 559 

100 

31,4 

18,4 

22,9 

17,8 

5,9 

2,2 

0,8 

0,3 

0,3 

davon in 

Wohnungen bis Mitte 1948 
zugsfertig geworden 

be- 

160 637 

30,4 

41,7 

24,0 

20,7 

7,8 

2,6 

1,5 

0,8 

0,4 

0,5 

Wohnungen nach Mitte 1948 
zugsfertig geworden 

be- 

366 922 

69,6 

27,0 

16,0 

23,9 

22,1 

7,3 

2,5 

0,7 

0,3 

0,2 

und zwar: 

frei finanziert und steuerbegün- 
stigt 

149 644 

28,4 

28,2 

14,8 

23,0 

21,9 

7,4 

3,0 

1,0 

0,4 

0,3 

öffentlich gefördert vor dem 
1. Januar 1957 2 ) 


42 817 

8,1 

38,6 

31,6 

23,3 

4,9 

1,0 

0,4 

0,2 

0,0 

0,0 

öffentlich gefördert ab 1. Januar 
1957 2 ) 

160 992 

30,5 

20,8 

12,8 

25,3 

28,2 

9,3 

2,6 

0,7 

0,2 

0,1 

öffentlich gefördert zusammen . 


217 278 

41,2 

' 26,2 

16,8 

24,5 

22,3 

7,3 

2,1 

0,5 

0,2 

0,1 

Lastenzuschüsse insgesamt 


63 264 

100 

1,2 

1,8 

8,2 

22,7 

20,5 

18,0 

12,0 

8,2 

7,4 


*) Die Haushalte, die bei der Bemessung der benötigten Wohnfläche zusätzlichen Wohnraum gemäß § 13 Abs. 4 und 5 
WohngeldG in Anspruch genommen haben, bleiben in der Übersicht außer Betracht. 

2 ) Ohne Berlin (West), da Trennung nach dem Zeitraum der öffentlichen Förderung dort nicht erfolgt ist. 
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Anlage 6 
(zu Abschnitt V Nr. 6 c und d) 


Empfänger von Wohngeld 4 ) nach Haushaltsgröße und der benutzten 

Wohnfläche 

am 31. Dezember 1966 


Haushalte 

ins- 

gesamt 

Dav 

bis 

40 

on ber 

40 

bis 

50 

rntzten 

50 

bis 

65 

eine 

65 

bis 

80 

Wonfh 

80 

bis 

90 

iche ül 

90 

bis 

100 

3er . . . 

100 

bis 

110 

bis . . 

110 

bis 

120 

. qm 

über 

120 

über die 
„benö- 
tigte 
Wohn- 
fläche" 
hinaus 
nahmen 
Wohnraum 
in An- 
spruch 

Anzahl 

%> | 


Empfänger von Mietzuschuß 







von Alleinstehenden 

247 919 

59,2 

23,1 

14,6 

2,5 

0,4 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

40,8 

mit 2 Familienmitgliedern 

100 046 

17,1 

32,9 

39,8 

8,5 

1,1 

0,4 

0,1 

0,1 

0,0 

50,0 

mit 3 Familienmitgliedern 

51 882 

3,0 

9,2 

43,4 

38,0 

4,6 

1,3 

0,3 

0,1 

0,1 

44,4 

mit 4 Familienmitgliedern 

56 984 

0,7 

2,6 

23,0 

54,8 

14,1 

3,3 

1,0 

0,3 

0,2 

18,9 

mit 5 Familienmitgliedern 

33 501 

0,2 

u 

14,5 

45,3 

25,9 

9,1 

2,6 

0,8 

0,5 

13,0 

mit 6 Familienmitgliedern 

18 542 

0,2 

1,1 

12,1 

36,7 

28,4 

13,7 

4,9 

1,8 

1,1 

7,8 

mit 7 Familienmitgliedern 

9 230 

0,1 

1,1 

11,5 

33,2 

27,0 

15,7 

6,4 

2,7 

2,3 

5,0 

mit 8 Familienmitgliedern 

4 825 

0,4 

1,4 

12,0 

32,5 

25,2 

13,9 

6,6 

4,4 

3,6 

3,6 

mit 9 und mehr 












Familienmitgliedern 

4 630 

0,4 

1,2 

11,8 

29,3 

21,5 

14,4 

7,7 

5,0 

8,7 



Empfänger von Lastenzuschuß 







von Alleinstehenden 

2 401 

26,0 

22,0 

32,0 

13,6 

3,2 

1,9 

0,5 

0,5 

0,3 

74,0 

mit 2 Familienmitgliedern 

3 341 

3,2 

13,3 

38,8 

28,3 

9,0 

4,2 

1,8 

0,8 

0,6 

83,5 

mit 3 Familienmitgliedern 

6 597 

0,2 

1,4 

18,1 

39,2 

20,7 

11,5 

5,1 

2,5 

1,3 

80,3 

mit 4 Familienmitgliedern 

15 734 

0,1 

0,2 

6,6 

32,4 

26,0 

17,3 

9,2 

5,5 

2,7 

60,7 

mit 5 Familienmitgliedern 

13 052 

0,0 

0,2 

3,3 

21,5 

25,5 

22,8 

13,7 

8,2 

4,8 

49,5 

mit 6 Familienmitgliedern 

9 157 

0,0 

0,2 

2,9 

15,2 

20,1 

25,1 

16,8 

11,3 

8,4 

36,5 

mit 7 Familienmitgliedern 

5 447 

— 

0,1 

1,9 

11,6 

17,7 

21,1 

19,2 

15,0 

13,4 

28,4 

mit 8 Familienmitgliedern 

3 499 

— 

0,1 

1,2 

9,4 

15,0 

20,1 

18,4 

16,2 

19,6 

19,6 

mit 9 und mehr 












Familienmitgliedern 

4 036 

0,0 

0,1 

0,8 

6,6 

11,0 

15,0 

18,1 

15,5 

32,9 



h Die Haushalte, die bei der Bemessung der benötigten Wohnfläche zusätzlichen Wohnraum gemäß § 13 Abs. 4 
und 5 WohngeldG in Anspruch genommen haben, bleiben in der Übersicht außer Betracht. 

Durch die Unterstreichungen ist gekennzeichnet, von welcher Spalte ab über die benötigte Wohnfläche hinaus 
Wohnraum in Anspruch genommen wird: 

Haushalte, die eine Wohnfläche J 

bis zur Höhe der benötigten Wohnfläche 1 

(§ 13 Abs. 3 WohngeldG) benutzten. Haushalte, die eine 

größere Wohnfläche benutzten. 

Anlagen 2 bis 6 sind entnommen aus: 

Statistisches Bundesamt, Fachserie E: Bauwirtschaft, Bautätigkeit, Wohnungen, Reihe 7: Wohngeld — 2. Halb- 
jahr 1966, Stuttgart und Mainz 1965. 
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Drucksache V/2399 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 7 

(zu Abschnitt VI Nr. 2 c) 


Wohngeldanträge und Entscheidungen 

Ausgewählte Ergebnisse aus der Wohngeldstatistik 
für die Jahre 1965 und 1966 



I. und II. Halbjahr 1966 j 

1966 

1965 

1. Anträge 





Zu Beginn des Jahres bzw. Halbjahres vorliegende 

I 

= 372 145 

372 145 

45 121 

unerledigte Anträge 

II 

= 243 412 



Neu gestellte Anträge 

I 

- 577 175 




II 

= 431 505 

1 008 680 

1 085 283 

Zu bearbeitende Anträge somit 

I 

= 949 320 




II 

= 674 917 

1 380 825 

1 130 404 

Ende des Jahres bzw. Halbjahres noch vorliegende 

I 

= 243 412 



unerledigte Anträge 

II 

= 110 499 

110 499 

372 145 

Abschließend bearbeitete Anträge somit 

I 

= 705 908 




II 

- 564 418 

1 270 326 

758 259 

2. Entscheidungen 





über die abschließend bearbeiteten Anträge ist wie 





folgt entschieden worden: 





Erstmalige Bewilligungen 

I 

= 246 864 





(34,9 °/o) 




II 

= 189 560 

436 424 

331 795 



( 33,6 °/o) 

(34,4 o/o) 

(43,8 °/o) 

Weiterbewilligungen bei Ablauf des Bewilligungs- 

I 

= 250 786 



zeitraumes 


(35,5 o/o) 




II 

- 223 515 

474 301 

187 621 



(39,6 o/o) 

(37,3 o/o) 

(24,8 o/o) 

Neubewilligungen wegen Verringerung des 

I 

- 43 187 



Einkommens oder Erhöhung der Miete/Belastung 


(6,1 o/ 0 ) 




II 

= 34 092 

77 279 

79 742 



(6 o/ o) 

(6,1 o/o) 

(10,5 o/o) 

Versagungen und Ablehnungen 

I 

- 153 919 





(21,8 o/o) 




II 

= 104 308 

258 227 

145 887 



(18,5 o/o) 

(20,3 °/o) 

(19,2 o/ 0 ) 

Auf andere Weise erledigte Anträge 

I 

= 11 152 



(z. B. Rücknahme, Rückforderung) 


( 1,6 o/ 0 ) 




II 

= 12 943 

24 095 

13214 



(2,3 o/o) 

(1,9 o/o) 

(1,7 o/o) 




1 270 326 

758 259 
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